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Zusammenfassung 
 

60 Jahre europäische Integration, das sind auch 60 Jahre Europäischer 

Sozialfonds (ESF). Doch obwohl der Steuerungsrahmen der EU-

Struktur- und Kohäsionspolitik sehr viel stärker ausdifferenziert ist, kon-

zentrieren sich die unzähligen Studien über „neue“ Formen von Gover-

nance auf die Offene Methode der Koordinierung oder die Lissabon-

Strategie. Die Entstehung, Gegenwart und Zukunftsfähigkeit der Europä-

ischen Union (EU) wird viel diskutiert. Andererseits gilt trotz der einzigar-

tigen Reformimpulse in Gestalt von derzeit über 80 Milliarden Euro: Die 

Entwicklung des wichtigsten EU-Instrumentes zur Stärkung des sozialen 

Zusammenhalts, zur Realisierung von Aufstiegs- und Bildungschancen 

und zur positiven Angleichung der Lebensverhältnisse in den 28 Mit-

gliedstaaten fristet in Wissenschaft und Praxis gegenwärtig ein Schat-

tendasein, ist wenig erforscht und kaum bekannt. Das möchte diese 

Studie ändern.   

Sie untersucht am Beispiel der Förderung von Jugendlichen, erstens, 

auf welche europäischen Fördermöglichkeiten die Mitgliedstaaten in den 

bisher acht Förderperioden des ESF (1958–2020) jeweils zurückgreifen 

konnten und welche Prioritätensetzungen sie dabei zu beachten hatten. 

Darüber hinaus wird, zweitens, der Frage nachgegangen, welche orga-

nisatorischen, administrativen und finanziellen Voraussetzungen sie er-

füllen mussten, um auf europäische Fördergelder zugreifen zu können. 

Um diese Fragen zu beantworten, wird der europäische Rechtsrah-

men über die Anwendung des ESF im Allgemeinen und zugunsten jun-

ger Menschen im Speziellen einer vergleichenden Analyse unterzogen. 

Diese erstreckt sich über die gesamte 60-jährige ESF-Geschichte von 

1957 bis zum Ende der Gültigkeit der aktuellen europäischen Verord-

nungen im Jahr 2020. Als Forschungsgrundlage dienen fast ausschließ-

lich Primärquellen in Form der europäischen Verordnungen über die 

Strukturfonds und den ESF, die in den Mitgliedstaaten unmittelbar 

rechtsverbindlich sind.  

Der Zugang zu den Forschungsergebnissen wird durch ausführliche 

Tabellen im Anhang erleichtert, die den Wandel des institutionellen 

Rahmens in kompakter Form veranschaulichen. Somit bietet der vorlie-

gende Beitrag eine fundierte Grundlage für weitergehende Forschungs-

beiträge, wie etwa empirische Untersuchungen zu den Charakteristika 

und Folgen der ESF-Anwendung auf der nationalen, regionalen oder lo-

kalen Ebene. Darüber hinaus stellt die Studie auch der politischen und 

pädagogischen Praxis wertvolles Hintergrundwissen zur Verfügung.  

Dieses Working Paper ist eines der Arbeitsergebnisse des von der 

Hans-Böckler-Stiftung finanzierten und zwischen Juli 2014 und Januar 
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2017 am Institut für Erziehungswissenschaften der Europa-Universität 

Flensburg durchgeführten Forschungsprojekts mit dem Titel „Europäisie-

rungseffekte in der Übergangsgestaltung zwischen Schule und Beruf“ 

(Projektnummer S-2014-701-5). Für wertvolle Anmerkungen und Kritik 

bedanke ich mich bei der Projektleiterin Beatrix Niemeyer und den ehe-

maligen Kollegen Kai Wollesen und Sebastian Zick. 
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1. Einleitung 
    

Staatliche Fördermaßnahmen für Jugendliche am Übergang zwischen 

Schule und Beruf sind häufig als Programme oder Projekte organisiert, 

die mit Mitteln aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) kofinanziert 

werden. Bei ihrer Planung, Organisation und Umsetzung müssen Bund, 

Länder und Kommunen genauso wie freie Träger die Vorschriften aus 

den europäischen Verordnungen befolgen, die als unmittelbar geltendes 

Recht den institutionellen Rahmen der ESF-Anwendung definieren. För-

derziele, -inhalte und -prioritäten der vom ESF bezuschussten Maßnah-

men müssen auf dieser Grundlage mit der Kommission abgestimmt und 

von dieser genehmigt werden. Die Ausschreibung und Vergabe der För-

dermittel folgt europäischen Förderkriterien und ist gemäß dem europäi-

schen Beihilfe- und Vergaberecht sowie der Binnenmarktgesetzgebung 

zu organisieren. Ferner unterliegen ESF-Projekte inhaltlichen Zielset-

zungen und Evaluierungskriterien („Benchmarks“) aus den europäischen 

Wachstumsstrategien – der „Lissabon-Strategie“ und der Strategie „Eu-

ropa 2020“ –  sowie der EU-Bildungs-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik. 

Somit ist die nationalstaatliche Förderung von Jugendlichen am Über-

gang zwischen Schule und Beruf in den ideellen, administrativen und 

politischen Kontext europäischer Initiativen zur sozialen und beruflichen 

Eingliederung von jungen Menschen integriert.   

Inwiefern sich der Förderrahmen des ESF zur Unterstützung jugend-

licher Zielgruppen seit dessen Gründung durch die Römischen Verträge 

im Jahr 1957 bis zur aktuellen, im Jahr 2020 endenden, Förderperiode 

entwickelte, ist Gegenstand der folgenden Untersuchung. Die For-

schungsfragen lauten: Welche Möglichkeiten hatten die Mitgliedstaaten 

und private Organisationen zwischen 1957 und 2020, ESF-Gelder zur 

Förderung von Jugendlichen einzusetzen? Welche Regeln hinsichtlich 

der Priorisierung, inhaltlichen Ausgestaltung, Organisation, Umsetzung 

und Evaluierung von Maßnahmen mussten sie bei der Verwendung von 

Fördermitteln beachten?   

Somit ergänzt und erweitert diese Studie die zahllosen Beiträge der 

letzten Jahre über die EU-Politiken zur Bekämpfung der Jugendarbeits-

losigkeit, in denen der ESF i. d. R. höchstens eine untergeordnete Rolle 

spielte (z. B. Antonucci/Hamilton/Roberts 2014; Chabanet 2014; Cinal-

li/Giugni 2013; Kvist 2013; Lahusen/Schulz/Graziano 2013; Möller et al. 

2015; Paetzold/van Vliet 2014; Tosun 2015; siehe aber van Ger-

ven/Vanhercke/Gürocak 2014; Verschraegen/Vanhercke/Verpoorten 

2011).     

Der Untersuchungszeitraum erstreckt sich über die gesamte 60-

jährige ESF-Geschichte von 1957 bis zum Ende der Geltungsdauer der 
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analysierten EU-Verordnungen im Jahr 2020. Dadurch ergibt sich so-

wohl ein vollständiges Bild über Kontinuität und Wandel des ESF als 

auch über den zeitgleich begonnen und parallel verlaufenden europäi-

schen Einigungsprozess.    

Die empirische Grundlage der folgenden Ausführungen bildet insbe-

sondere das europäische Sekundärrecht in Form von Ratsbeschlüssen 

und, für den Zeitraum von 1989 bis 2020, jeweils zwei europäischen 

Verordnungen pro ESF-Förderperiode. Dabei handelt es sich einerseits 

um die jeweilige allgemeine Verordnung über die Strukturfonds und an-

dererseits um die dazugehörige ESF-Verordnung. Die analysierten Ge-

setztestexte entfalten in den Mitgliedstaaten unmittelbare Rechtswir-

kung. Sie besitzen Vorrang vor etwaigen europäischen Durchführungs-

verordnungen und -beschlüssen, die Erstere präzisieren und erläutern. 

Letztere gehören nicht zum Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit. 

Die Verordnungen wurden in einer qualitativen Inhaltsanalyse mit Hilfe 

von MAXQDA untersucht und anhand eines induktiv gewonnenen Kate-

gorienschemas miteinander verglichen. Um zukünftigen Erhebungen 

und Analysen eine hohe Anschlussfähigkeit zu ermöglichen, beruht die 

empirische Analyse fast ausschließlich auf Primärquellen.    

Die Entscheidung zur Fokussierung auf Jugendliche begründet sich 

zum einen dadurch, dass sie seit der ersten ESF-Reform im Jahr 1971 

in jeder Förderperiode stets eine der wichtigsten oder sogar die zentrale 

Zielgruppe der ESF-Tätigkeit bildeten. Zum anderen ist diese Untersu-

chung im Rahmen eines Forschungsvorhabens entstanden, das am 

Beispiel Schleswig-Holsteins eine mögliche Europäisierung national-

staatlicher Förderangebote für junge Menschen untersuchte. Dabei han-

delt es sich um das von der Hans-Böckler-Stiftung finanzierte und zwi-

schen Juli 2014 und Januar 2017 am Institut für Erziehungswissenschaf-

ten der Europa-Universität Flensburg durchgeführte Forschungsprojekt 

mit dem Titel „Europäisierungseffekte in der Übergangsgestaltung zwi-

schen Schule und Beruf“ (Projektnummer S-2014-701-5).  

Zugunsten einer höheren Reichweite der vorliegenden Studie wurden 

die Fördermöglichkeiten für Jugendliche für alle Typen von Förderregio-

nen – unabhängig von ihrem relativen Entwicklungsstand – und für alle 

„vorrangigen Ziele“ zur Priorisierung der ESF-Aufgaben analysiert. In 

Fällen, in denen spezifische Förderoptionen oder -bestimmungen auf 

konkrete Regionen oder vorrangige Ziele beschränkt waren, wird dies 

entsprechend kenntlich gemacht. Spezifische Vereinbarungen zwischen 

der Kommission und einzelnen Mitgliedstaaten wurden nicht berücksich-

tigt. Ferner schließt die Untersuchung auch förderfähige Bereiche und 

Aktionen ein, für die gemäß Europarecht keine Altersbeschränkungen 

existierten – z. B. in Bezug auf Langzeitarbeitslose, Alleinerziehende, 
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behinderte Menschen oder Frauen. Darauf aufbauend können zukünfti-

ge Studien zeigen, ob und inwiefern solche merkmalsbezogenen För-

dermöglichkeiten zur Unterstützung junger Menschen – oder anderer Al-

terskohorten – verwendet wurden und welche Faktoren hierfür aus-

schlaggebend waren. 

Eines der Herzstücke dieser Arbeit stellen die Tabellen im Anhang 

dar, die den Wandel des institutionellen Rahmens in kompakter Form 

veranschaulichen. Sie fassen die Erkenntnisse zur Entwicklung der ju-

gendlichen Zielgruppen, der vorrangigen Ziele, der Förderprioritäten, der 

förderfähigen Tätigkeiten und Bereiche sowie des Partnerschaftsprinzips 

zusammen. Die Forschungsergebnisse sind dadurch leicht zugänglich.   

Als Einleitung in den Untersuchungskontext bietet Kapitel zwei zu-

nächst einen Überblick über die Mittelausstattung des ESF und die pri-

märrechtliche Festlegung seines Aufgabenbereichs. Darauf aufbauend 

wird die starke Beeinflussung der inhaltlichen Ausrichtung des Sozial-

fonds durch andere EU-Initiativen und Tätigkeitsbereiche verdeutlicht. 

Die Darstellung von Methoden der Prioritätensetzung und von Verände-

rungen hinsichtlich der Definitionen jugendlicher Zielgruppen rundet das 

zweite Kapitel ab. Kapitel drei veranschaulicht, für welche konkreten Tä-

tigkeiten und Politikbereiche die Mitgliedstaaten und private Organisati-

onen zwischen 1958 und 2020 ESF-Gelder zur Unterstützung von Ju-

gendlichen einsetzen durften. Gegenstand des vierten und letzten Kapi-

tels ist der Wandel auf der organisatorischen Ebene in Bezug auf Vor-

gaben zum Monitoring sowie zur Evaluierung und Kontrolle von ESF-

Maßnahmen sowie zur Einbeziehung nichtstaatlicher Akteure in be-

stimmte Phasen des Fördermanagements. Das Fazit fasst die gewon-

nenen Erkenntnisse zusammen. 

 

 



MENZ: FÖRDERUNG VON JUGENDLICHEN DURCH DEN ESF | 9 

2. Aufgaben und Prioritäten des ESF 
 

Die Europäische Strukturpolitik ist nach der Gemeinsamen Agrarpolitik 

der zweitgrößte Tätigkeitsbereich der EU. In der aktuellen Förderperiode 

(2014–2020) summiert sich das Finanzvolumen von ESF, Europäischem 

Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) und Kohäsionsfonds auf über 

351,8 Milliarden Euro (EUR-Lex o. J.). Die 348 Milliarden Euro aus dem 

ESF zuvor (2007–2013) entsprachen ca. 35 Prozent des Unionshaus-

halts (BMF 2012).   

Die Mittelausstattung des ESF ist seit seiner ersten Tätigkeit im Jahr 

1961 – ausgehend von einem sehr geringen Ausgangsniveau – stetig 

gestiegen. Von 1961 bis 1972 verfügte der ESF nur über 420 Millionen 

Rechnungseinheiten (BMAS o. J.).1 Die 440 Millionen Rechnungseinhei-

ten für die ersten beiden Tätigkeitsjahre des dritten Sozialfonds (1972– 

1983) übertrafen somit bereits die gesamte Fördersumme aus den zwölf 

Jahren zuvor (ebd.). Anschließend ist das Mittelvolumen des ESF konti-

nuierlich von 20 Milliarden ECU (1989–1993) über 43,2 Milliarden ECU2 

(1994–1999), 62,5 Milliarden Euro (2000–2006) und 75 Milliarden Euro 

(2007–2013) auf etwa 86,4 Milliarden Euro (2014–2020) angewachsen 

(BMAS o. J.; Europäische Kommission 1998, S. 20, 23). Zwischen 2007 

und 2013 standen über zehn Prozent des EU-Budgets für den ESF zur 

Verfügung (BMAS 2014, S. 7). Aktuelles Ziel ist es, den ESF bzw. die 

von ihm finanzierten Aufgabenbereiche gegenüber dem EFRE und dem 

Kohäsionsfonds zu stärken. Zu diesem Zweck wurde für den Pro-

grammplanungszeitraum 2014 bis 2020 erstmals festgelegt, dass der 

Anteil des ESF an allen Kohäsionsmitteln in keinem der Mitgliedstaaten 

unter 23,1 Prozent liegen darf (für die teils deutlich höheren realen An-

teile siehe Europäische Kommission 2014b).3 Ferner sind mindestens 20 

Prozent der Zuweisungen je Mitgliedstaat für Maßnahmen zugunsten 

der „sozialen Eingliederung“ vorgesehen (ebd.).      

Die Interventionen von ESF, EFRE und Kohäsionsfonds waren zwi-

schen 1989 und 2007 insoweit streng voneinander getrennt, dass es 

zwischen den jeweiligen Operationellen Programmen, d. h. der jeweili-

gen Förderpläne, der einzelnen Fonds keine Überschneidungen und di-

rekten Berührungspunkte geben durfte. Während ESF und EFRE in den 

Ziel-1-Regionen, d. h. den ärmsten Gebieten, in verschiedenen Aufga-

                                                 
1  Die sog. Rechnungseinheiten waren eine künstlich konstruierte Kombination aus 

den Währungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

(EWG). Sie wurden 1979 durch den ECU (European Currency Unit) und 1999 

durch den Euro als gemeinsame Recheneinheit abgelöst.   

2  Eigene Berechnung auf Grundlage von Europäische Kommission (1998, S. 269).  

3  1303/2013/EU, Art. 92 Abs. 4; 1303/2013/EU, Präambel Nr. 82. 
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benbereichen parallel zueinander tätig wurden, war in den am stärksten 

entwickelten – unter Ziel 3 und Ziel 4 förderfähigen –  Regionen bis 2007 

ausschließlich der ESF aktiv.4 Seit der Förderperiode 2007 bis 2013 ist 

gemeinschaftsweit eine Unterstützung junger Menschen durch EFRE-

Mittel möglich.5 Die Operationellen Programme von ESF und EFRE dür-

fen seitdem in im Aufgabenbereich des anderen Fonds tätig werden.6 Im 

Zeitraum 2014 bis 2020 sollen die einzelnen Struktur- und Investitions-

fonds zur engeren Abstimmung ihrer Tätigkeiten in „integrierten Paketen 

gebündelt werden“.7 Auch eine Kombination der Förderung aus ESF, 

EFRE und/oder Kohäsionsfonds „im Rahmen gemeinsamer operationel-

ler Programme“ ist möglich und erwünscht.8    

 

 

Der ESF als Teil des europäischen 
Integrationsprozesses 
 

Der EWG-Vertrag von 1957 erteilte dem ESF die Aufgabe, „innerhalb 

der Gemeinschaft die berufliche Verwendbarkeit und die örtliche und be-

rufliche Freizügigkeit der Arbeitskräfte zu fördern“, um dadurch „die Be-

schäftigungsmöglichkeiten der Arbeitskräfte im Gemeinsamen Markt zu 

verbessern und damit zur Hebung der Lebenshaltung beizutragen“ (Art. 

123 EWG-V). Davon abgesehen enthielt der EWG-Vertrag lediglich in 

der Präambel eine nicht rechtsverbindliche Absichtserklärung, den Ab-

stand zwischen einzelnen Regionen hinsichtlich ihres ökonomischen 

und sozialen Entwicklungsniveaus verringern und dadurch den Zusam-

menhalt der Gemeinschaft insgesamt fördern zu wollen. Durch die An-

nahme der Einheitlichen Europäischen Akte im Jahr 1987 – der ersten 

grundlegenden Novellierung der EG-Gründungsverträge – wurde das 

Kohäsionsziel, also das Streben nach wirtschaftlichem und sozialem Zu-

sammenhalt, in den EWG-Vertrag integriert und somit erstmals im Euro-

päischen Primärrecht verankert (Art. 130a bis 130e EWG-V; heute Titel 

XVIII, Art. 174 bis 178 AEUV).   

Der 1993 in Kraft getretene Maastrichter Vertrag verpflichtete die Eu-

ropäische Gemeinschaft (EG) und ihre Mitgliedstaaten, in sämtlichen 

„gemeinsamen Politiken und Maßnahmen […] ein hohes Beschäfti-

gungsniveau und ein hohes Maß an sozialem Schutz“ sowie „den wirt-

                                                 
4  2052/88/EWG, Art. 2 Abs. 1; 2081/93/EWG, Art. 2 Abs. 1; 1260/1999/EG, Art. 2 

Abs. 2. 

5  1083/2006/EG, Art. 4 Abs. 1; 1303/2013/EU, Art 89 Abs. 2 und Anhang XI Nr. 8-–

11. 

6  1083/2006, Art. 34 Abs. 2.  

7  1303/2013/EU, Präambel Nr. 18. 

8  1303/2013/EU, Präambel Nr. 91. 
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schaftlichen und sozialen Zusammenhalt […] zu fördern“ (Art. 2 EGV-M). 

Als Gemeinschaftsbestimmung formuliert, erhielten diese Ziele den Sta-

tus von Leitkriterien für die Beurteilung sämtlicher Politiken und Maß-

nahmen der EG. Zudem wurde das Ziel der Stärkung des wirtschaftli-

chen und sozialen Zusammenhalts mit Inkrafttreten des Maastrichter 

Vertrags in den Katalog der integrationspolitischen Hauptziele (Art. 4 

Abs. 2 lit. c AEUV) aufgenommen. Dadurch bildete es neben dem voll-

endeten Binnenmarkt und der zu errichtenden Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion einen der drei Grundpfeiler der EG.  

Darüber hinaus definierte der Maastrichter Vertrag etliche neue Poli-

tikbereiche, in denen die EG nun eigene Zuständigkeiten erhielt. Fortan 

durfte sie in zunächst begrenztem Umfang u. a. in den Bereichen Sozi-

alpolitik, allgemeine und berufliche Bildung sowie Jugend tätig werden 

(Art. 3 Abs. 1 EGV-M). Wie im Folgenden gezeigt wird, bewirkte die 

Übertragung neuer Kompetenzen an die EU-Organe in den Folgejahren 

eine stetige Erweiterung des Anwendungsbereichs und eine immer stär-

kere inhaltliche und institutionelle Verflechtung des ESF mit anderen 

Gemeinschaftspolitiken.  

 

 

Verknüpfungen mit anderen 
Gemeinschaftspolitiken 
 

Seit 1999 wird der ESF in enger Abstimmung mit den Zielen und Lö-

sungskonzeptionen der Europäischen Beschäftigungsstrategie (EBS) 

durchgeführt.9 Priorität für die Verwendung der ESF-Mittel hat seitdem 

die Realisierung der für jeden Mitgliedstaat einzeln formulierten mehrjäh-

rigen Beschäftigungspolitischen Aktionspläne sowie der zunächst jähr-

lich für die gesamte Union neu festgelegten Beschäftigungspolitischen 

Leitlinien (1997–2005), die später erst durch 24 (2005–2010) und dann 

zehn (seit 2010) Integrierte Leitlinien abgelöst wurden (Rat der Europäi-

schen Union 2005, 2010, 2008, 2015a, 2015b, 2016).10 In letzteren wur-

den im Zuge der Neuausrichtung der Lissabon-Strategie 2005 die Be-

schäftigungspolitischen Leitlinien mit den Grundzügen der Wirtschafts-

politik zusammengeführt. Seitdem wird die inhaltliche Ausrichtung der 

EBS deutlich durch wirtschafts- und finanzpolitische Ziele und Ressorts 

beeinflusst (Weishaupt/Lack 2011, S. 16–19).   

                                                 
9  1784/1999/EG, Art. 1. 

10  1784/1999/EG, Art. 1 Satz 2 und Art. 2 Abs. 1; 1081/2006/EG, Art. 2 Abs. 1 Unter-

absatz 2 und Art. 4 Abs. 1 Unterabsatz 1; 1303/2013/EU, Art. 18 und Anhang I Nr. 

2; 1304/2013/EU, Art. 2 Abs. 2 und Art. 4 Abs. 1. 
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Ferner müssen die Mitgliedstaaten seit 2007 bei der ESF-Anwendung 

neben den länderspezifischen Ratsempfehlungen zur Beschäftigungspo-

litik (Art. 148 Abs. 4 AEUV, ex-Art. 128 EGV) auch jene zur Wirtschafts-

politik berücksichtigen (Art. 121 Abs. 2 AEUV, ex-Art. 99 EGV).11 Das 

heißt, sie sind verpflichtet, bei der Konzipierung, Durchführung und Eva-

luierung von ESF-geförderten Maßnahmen immer auch wirtschaftspoliti-

sche Zielsetzungen zu verfolgen. In der laufenden Förderperiode gilt 

dies u. a. in Bezug auf die Partnerschaftsvereinbarungen,12 den Ge-

meinsamen Strategischen Rahmen,13 die Operationellen Programme14 

sowie die Gemeinsamen Aktionspläne.15 Bis 2020 müssen die Regionen 

und nationalen Regierungen den Mitteleinsatz zudem auf jene Maß-

nahmen „konzentrieren“, die in Bezug auf die 2010 verabschiedete 

Nachfolgerin des Lissabon-Prozesses – die Strategie Europa 2020 – 

„den größten Mehrwert bieten“.16 Der ESF muss „gänzlich“ auf ihre Ziel-

setzungen „abgestimmt“ sein.17  

Bei der 1997 eingeleiteten Beschäftigungsstrategie handelt es sich 

um einen verstetigten Austausch- und Koordinierungsprozess, der durch 

wechselseitiges Lernen, europäisches Agenda-Setting, Länderrankings, 

Sozialisierung sowie ein umfassendes Berichtswesen eine grenzüber-

schreitende Ideen- und Politikdiffusion gewährleisten soll (Weishaupt/-

Lack 2011; Paetzold/van Vliet 2014; Zohlnhöfer/Ostheim 2007). Sie 

diente als Blaupause für die seit 2000 u. a. in den Bereichen „soziale In-

klusion“ „Alterssicherung“, „Jugend“ und „Bildung“ angewandten Aus-

prägungen der Offenen Methode der Koordinierung (OMK) (De la Por-

te/Weishaupt 2013; Weishaupt 2013). Genauso wie die OMKs verfügt 

auch die EBS über keine eigenen supranationalen Mechanismen zur 

zwangsweisen Durchsetzung von Politiken in den EU-Ländern.      

Die EBS ist selbst Teil der EU 2020-Strategie und wird seit 2010 im 

Rahmen des Europäischen Semesters umgesetzt (Europäische Kom-

mission o. J.), einem an Austeritätsprinzipien ausgerichteten EU-Verfah-

ren zur fiskal- und wirtschaftspolitischen Überwachung der Mitgliedstaa-

ten. In Bezug auf die von der Kommission zu genehmigende nationale 

Gesamtstrategie („Partnerschaftsvereinbarung“) über die Strukturförde-

rung in den Mitgliedstaaten sind diese seit 2014 gehalten, „die Überein-

                                                 
11  1081/2006/EG, Art. 4 Abs. 1 Unterabsatz 1; 1083/2006/EG, Art. 25; 1303/2013/EU, 

Art. 18 und Anhang I Nr. 2 Ziffer 2; 1304/2013/EU, Art. 2 Abs. 2 Satz 2 und Art. 4 

Abs. 1.  

12  1303/2013/EU, Art. 15 Abs. 1 lit. a Nr. i. 

13  1303/2013/EU, Art. 11 lit. a, Anhang I Nr. 1 Ziffer 3. 

14  1303/2013/EU, Art. 15 Abs. 1 lit. i und Abs. 3, Art. 96 Abs. 2 lit. a. 

15  1303/2013/EU, Art. 106 Abs. 1. 

16  1303/2013/EU, Art. 18 Satz 1 i. V. m. Anhang I Nr. 2 Ziffer 2; siehe auch 

1304/2013/EU, Präambel Nr. 3, 13, 23, Art. 2 Abs. 2 und Art. 4 Abs. 1. 

17  1304/2013/EU, Präambel Nr. 3. 
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stimmung mit den im Rahmen des Europäischen Semesters festgeleg-

ten Prioritäten sicherzustellen“.18 Wichtig für die ESF-Anwendung ist 

auch, dass sich zahlreiche Länder im Zuge der Finanz- und Eurokrise 

als Gegenleistung für Hilfskredite von EU und Internationalem Wäh-

rungsfonds in sog. makroökonomischen „Anpassungsprogrammen“ zu 

weitreichenden Ausgabenkürzungen und Sozialstaatsreformen verpflich-

teten. Für die betroffenen Mitgliedstaaten ist die Bewilligung von ESF-

Mitteln seit 2014 davon abhängig, dass die Kommission durch die in den 

„Partnerschaftsvereinbarungen“ geplante Mittelverwendung nicht die 

Sanierung der öffentlichen Haushalte bzw. die Einhaltung der Sparziele 

gefährdet sieht:  
 
„Die Mitgliedstaaten sollen [bei der Ausarbeitung ihrer Partnerschaftsvereinba-
rungen] gegebenenfalls darüber hinaus den einschlägigen Ratsempfehlungen 
Rechnung tragen, die auf dem Stabilitäts- und Wachstumspakt und den öko-
nomischen Anpassungsprogrammen basieren.“19 

 

Für Länder, die fiskalische Hilfen erhalten, sieht zudem erstmals auch 

der ESF verschärfte Sanktionsregeln vor.20 Somit erstreckt sich der 

Sanktionsmechanismus bzw. die makroökonomische Konditionalität des 

Europäischen Semesters seit 2014 auch auf den ESF und die anderen 

EU-Struktur- und Investitionsfonds. 

Mit den sozial- und bildungspolitischen OMKs hingegen wurden bis 

dato in den Verordnungen über den ESF keine nennenswerten direkten 

Verknüpfungen hergestellt. Einzig die OMK „Sozialschutz und soziale 

Eingliederung“ (OMK „Soziales“) wurde bisher in den allgemeinen oder 

ESF-spezifischen Verordnungen über die Strukturfonds namentlich er-

wähnt. Der betreffende Absatz zur Förderperiode 2007 bis 2013 ver-

pflichtet die Mitgliedstaaten aber keinesfalls, die OMK „Soziales“ beim 

Einsatz der ESF-Mittel zu berücksichtigen.21 Stattdessen sollen sie le-

diglich im Rahmen der OMK selbst „ein kurzes Kapitel“ über die Unter-

stützung durch den ESF verfassen. Im gleichen Zeitraum wurden bei der 

Planung und Evaluierung von ESF-Aktionen die „Ziele der Gemein-

schaft“ in Bezug auf die „soziale Eingliederung und allgemeine und be-

rufliche Bildung“ berücksichtigt.22  

Davon abgesehen gibt es zwischen den OMKs und den Zielsetzun-

gen des ESF zahllose Übereinstimmungen im Hinblick auf identische 

Schlüsselbegriffe. Dazu zählen z. B. die Verbesserung der „Chancen-

gleichheit“ von Frauen und der „sozialen Eingliederung“ von Jugendli-

                                                 
18  1303/2013/EU, Anhang I Nr. 2 Ziffer 3 Satz 1. 

19  1303/2013/EU, Anhang I Nr. 2 Ziffer 3 Satz 2. 

20  1303/2013/EU, Präambeln Nr. 24, Art. 23 Abs. 1. 

21  1081/2006/EG, Art. 4 Abs. 3. 

22  1081/2006/EG, Art. 4 Abs. 4 und 5. 
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chen oder des allgemeinen Zugangs zu „lebenslangem Lernen“. Daher 

ist anzunehmen, dass die Daten, Definitionen und Argumentationsmus-

ter aus den OMKs trotz ihrer fehlenden Rechtsverbindlichkeit in der Pra-

xis bei der (gemeinsamen) Auslegung der EU-Verordnungen durch die 

Kommission und staatliche Vertreter eine relevante Rolle spielen.   

 

 

Steuerungsprinzipien und „vorrangige Ziele“   
 

Auf der Grundlage der Einheitlichen Europäischen Akte (1986) wurde 

1988 auf alleinige Initiative der Kommission eine fundamentale Reform 

der Strukturfonds durchgeführt, deren Kernbestandteile die ESF-Anwen-

dung bis heute maßgeblich prägen (Bache 2008, S. 44, 152). Neu ein-

geführt wurden dabei die Steuerungsprinzipien „Programmplanung“ und 

„Partnerschaft“ (siehe Kapitel vier) sowie „Additionalität“ und „Konzentra-

tion“ (ebd.). Bereits seit 1975 kommt das Prinzip der Kofinanzierung zur 

Anwendung (ebd., S. 40), demzufolge die Mitgliedstaaten je nach Ent-

wicklungsstand der geförderten Region i.d.R. zwischen 30 und 50 Pro-

zent der Mittel für Förderprojekte selbst beisteuern müssen.  

Das Additionalitätsprinzip diktiert, dass die Strukturfondsmittel natio-

nale Ausgaben nicht ersetzen, sondern Fördermaßnahmen der Mitglied-

staaten nur ergänzen bzw. erweitern dürfen (Europäisches Parlament 

2014, S. 2). Eine möglichst große Übereinstimmung der ESF-Schwer-

punkte mit den eigenen politischen Prioritäten ist für die Mitgliedstaaten 

daher von großer Bedeutung.   

Das 1988 eingeführte Konzentrationsprinzip schreibt die Fokussie-

rung der ESF-Ressourcen auf spezifische inhaltliche Prioritäten einer-

seits und auf bestimmte Schwerpunktländer und -regionen andererseits 

vor. Bis 1972 wählten die Mitgliedstaaten die Maßnahmen und Begüns-

tigten eigenständig aus. Der Sozialfonds war lediglich für die nachträgli-

che Kostenerstattung zuständig (ebd., S. 1–2). Für den zweiten ESF 

(1972–1983) erfolgte die Auswahl der Fördermaßnahmen erstmals an-

hand von Kriterien des Ministerrates und nicht mehr auf Basis der Richt-

linien der Mitgliedstaaten.23 Neu eingeführt wurde ab 1972 auch die Mit-

telbewilligung im Voraus.24 Die Allokation der Fördermittel anhand fester 

Länderquoten blieb jedoch auch für den dritten ESF (1983–1988) beste-

hen (BMAS o. J.; Bache 2008, S. 40–41).  

Erst durch die Strukturreform 1988 wurde ein supranationaler Ansatz 

der Mittelverteilung eingerichtet. Seitdem sind alle Mitgliedstaaten in 

                                                 
23  71/66/EWG, Art. 4 Abs. 2 Unterabsatz 2. 

24  71/66/EWG, Art. 6 und 7. 
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Regionen unterteilt und die zentralen Aufgabenbereiche des ESF an-

hand einiger weniger „vorrangiger Ziele“ jeweils unterschiedlich operati-

onalisiert (siehe Tabelle A-1 im Anhang). Unter welchen vorrangigen 

Zielen bestimmte Regionen förderberechtigt sind, ergibt sich hauptsäch-

lich aus ihrem relativen Wohlstandsniveau. Ziel 1 (1989–2006) bzw. 

„Konvergenz“ (2007–2013) konzentrierte sich beispielsweise von 1989 

bis 2013 auf die am wenigsten entwickelten Regionen. Diese mussten 

bzw. durften ihre ESF-Mittel in eigens für sie definierten Bereichen ein-

setzen und profitierten dabei i.d.R. von erhöhten Kofinanzierungssätzen. 

Mit Beginn der aktuellen Förderperiode (2014–2020) wurde die Eintei-

lung in drei bis fünf vorrangige Ziele aufgegeben. Stattdessen erfolgt die 

ESF-Förderung nun erstmals im Rahmen von elf „thematischen Zielen“, 

die laut EU-Verordnung den Schwerpunkten der Strategie Europa 2020 

„entsprechen“ müssen.25  

 

 

Wandel der jugendlichen Zielgruppen 
 

Von 1958 bis 1971 konnte der ESF nur Jugendliche fördern, die vor 

Förderbeginn bereits als Arbeitnehmerinnen oder Selbständige gearbei-

tet hatten.26 Waren sie zusätzlich mindestens 16 Jahre alt, nicht er-

werbstätig oder „unterbeschäftigt“, durften sie an den Angeboten zur 

Umschulung und Umsiedlung teilnehmen.27  

Im Jahr 1971 wurden Jugendliche erstmalig als eine eigenständige 

Zielgruppe mit spezifischen Fördermerkmalen definiert.28 Die in der Le-

galdefinition enthaltene Altersgrenze von 25 Jahren war bis 1993 Be-

standteil der untersuchten ESF-Verordnungen.29 ESF-Förderberichte 

deuten darauf hin, dass dieses Höchstalter in der Praxis auch in allen 

darauffolgenden Förderperioden verwendet wurde und noch bis 2020 

verwendet wird (BMAS 2013; Europäische Kommission 1998, S. 95, 

138, 163, 189, 199, 219, 227, 236; ebd. 2011, S. 3–4). Seit 2014 wiede-

rum steht ein neu konstruierter jugendlicher Personenkreis im Mittel-

punkt des ESF. Dabei handelt es sich um die sog. „NEETs“, d. h. die 

jungen Menschen zwischen 15 und 24 Jahren, die weder erwerbstätig 

sind noch an einer schulischen oder beruflichen Ausbildung teilnehmen 

(„Not in Employment, Education or Training“).  

                                                 
25  1303/2013/EU, Anhang I Nr. 2 Ziffer 1. 

26  BMAS o. J., VO (EWG) Nr. 9 vom 31.08.1960, Art. 4 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1. 

27  VO (EWG) Nr. 9 vom 31.08.1960, Art. 3 und Art. 6. 

28  71/2396/EWG, Art. 1 Abs. 2 lit. c. 

29  75/459/EWG, Art. 1; 83/516/EWG, Art. 7 Abs. 1; 4255/88/EWG, Art. 2 lit. a. 
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Ferner bilden die als besonders armutsgefährdet geltenden „NEETs“ 

die Hauptzielgruppe der im Jahr 2013 bewilligten europäischen „Ju-

gendgarantie“, deren Mittel zur Hälfte aus dem ESF stammen. Im Rah-

men der ebenfalls 2013 beschlossenen und hälftig vom ESF finanzierten 

„Beschäftigungsinitiative für junge Menschen“ wurde die Altersgrenze für 

förderfähige Jugendliche erstmals von 25 auf 30 Jahre hinaufgesetzt.30  

Darüber hinaus waren Jugendliche – je nach Förderperiode unter-

schiedlich stark – auch Teil weiterer, altersunspezifischer Zielgruppen 

des ESF, sofern sie z. B. abhängige Personen betreuten oder weiblich, 

sozial benachteiligt, arbeitslos oder niedrig qualifiziert waren. Die im 

nächsten Kapitel folgende Darstellung des Wandels des ESF-

Anwendungsbereichs zwischen 1958 und 2020 berücksichtigt daher 

auch jene förderfähigen Tätigkeiten und Bereiche, die sich nicht explizit 

oder nicht ausschließlich auf jugendliche Zielgruppen bezogen. Tabelle 

A-2 im Anhang listet die Definitionen von explizit jugendlichen Zielgrup-

pen auf, die in den untersuchten europäischen Verordnungen enthalten 

sind. 

 

                                                 
30  1304/2013/EU, Art. 16 Unterabsatz 1. 
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3. Inhaltliche Vorgaben: Förderfähige 
Tätigkeiten und Bereiche von 1958–2020 
  

Die deutsche Förderung von Jugendlichen am Übergang zwischen 

Schule und Beruf durch die Bundesländer, die Kommunen und den 

Bund entspricht einer Kombination aus Maßnahmen der schulischen 

und beruflichen Bildung sowie von Leistungen aus den Sozialgesetzbü-

chern in Form von sozial-, arbeitsmarkt- und familienpolitischen Instru-

menten. Eine ähnliche Ausdifferenzierung an förderfähigen Bereichen 

und Maßnahmen ist insbesondere seit dem Jahr 2000 auch für den insti-

tutionellen Förderrahmen des ESF für junge Menschen feststellbar. Vor-

nehmlich in den Jahrzehnten von 1958 bis 1983 waren die Aktionen des 

ESF hingegen auf einige wenige Tätigkeitsbereiche begrenzt.  

Mit welchen Optionen und Einschränkungen die Mitgliedstaaten hin-

sichtlich der Verwendung europäischer Fördermittel in der 60-jährigen 

ESF-Geschichte konfrontiert waren, ist Gegenstand des folgenden Kapi-

tels. Ebenso wie die komplementären Tabellen A-3 und A-4 im Anhang 

ist es chronologisch entlang der bisher acht ESF-Förderperioden aufge-

baut. Diese bieten eine vollständige Übersicht über die Entwicklung der 

Regeln zur Definition von Schwerpunkten, die übergeordneten und kon-

kreten Förderprioritäten und sämtliche förderfähigen Aktionen und Tätig-

keitsbereiche zwischen 1958 und 2020. 

 

 

1958 bis 1988:  
Gründungs- und Anfangsphase 
 

Der ESF wurde 1957 gegründet, 1958 eingerichtet und 1961 erstmals 

aktiv (BMAS o. J.). Zwischen 1958 und 1971 zielte der Sozialfonds an-

gesichts des in den Nachkriegsökonomien vorherrschenden Arbeitskräf-

temangels primär auf die Förderung der beruflichen und räumlichen Mo-

bilität. Letztere wurde durch Beihilfen zur Umsiedelung und Umschulung 

gefördert.31 Jugendliche Berufsanfänger konnten bis einschließlich 1971 

nicht durch den ESF unterstützt werden.32 Auch die berufliche Bildung 

im Rahmen von regulären Ausbildungsgängen durfte der ESF ausdrück-

lich nicht bezuschussen.33  

Im Zuge der ersten ESF-Reform durch den Ratsbeschluss von 1971 

wurde erstmals eine eigenständige jugendliche Zielgruppe definiert. 

                                                 
31  VO (EWG) Nr. 9 vom 31.08.1960, Art. 1. 

32  BMAS o. J., VO (EWG) Nr. 9 vom 31.08.1960, Art. 4 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1. 

33  VO (EWG) Nr. 9 vom 31.08.1960, Art. 3 Unterabsatz 2. 
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Demzufolge konnten ESF-Mittel für Maßnahmen verwendet werden, „die 

die Eingliederung oder Wiedereingliederung von […] jungen Arbeitneh-

mern in den Arbeitsprozeß zum Ziel haben“.34 90 Prozent der ESF-Mittel 

wurden zwischen 1972 und 1983 für Berufsbildungs- und Fortbildungs-

maßnahmen eingesetzt (Europäische Kommission 1998, S. 15). Ab 

1976 nutzten die Mitgliedstaaten die ESF-Zuweisungen vorrangig für 

Maßnahmen zugunsten arbeitsloser junger Menschen (BMAS o. J.). De-

ren Anzahl hatte sich im Zuge des Strukturwandels und des Ölpreis-

schocks zwischen 1973 und 1977 auf über zwei Millionen Arbeitslose 

unter 25 Jahren mehr als verdoppelt (Europäische Kommission 2007, 

S. 31). Im Jahr 1982 betrug der Anteil der Jugendlichen an allen Förder-

empfängern fast 50 Prozent (ebd., S. 38).    

Der dritte ESF ab 1983 fokussierte noch stärker auf die Bekämpfung 

der Jugendarbeitslosigkeit. 75 Prozent der ESF-Mittel mussten zwischen 

1983 und 1988 für die „Förderung der Beschäftigung“ von unter 25-

Jährigen eingesetzt werden und zwar insbesondere zugunsten   

 
„derjenigen, die wegen fehlender beruflicher Ausbildung oder inadäquater Aus-
bildung besonders schlechte Beschäftigungsmöglichkeiten haben, sowie derje-
nigen, die Langzeitarbeitslose sind.“

35
   

 

Da die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) weder im Bereich 

der Sozialpolitik noch der allgemeinen Bildung Zuständigkeiten besaß, 

blieb der ESF zwischen 1958 und 1989 ein rein arbeitsmarktpolitisches 

Instrument mit Förderschwerpunkten in der beruflichen Bildung. Europa-

rechtliche Vorgaben über die inhaltliche Ausrichtung der arbeitsmarktpo-

litischen Maßnahmen gab es nicht. Dementsprechend definierte der Mi-

nisterrat die förderfähigen Ausgaben für den dritten ESF (1983–1988):  
 
„Zuschüsse des Fonds können für Maßnahmen gewährt werden, die im Rah-
men der Arbeitsmarktpolitik der Mitgliedstaaten verwirklicht werden. Diese 
Maßnahmen umfassen insbesondere Maßnahmen zur Verbesserung der Be-
schäftigungsmöglichkeiten für Jugendliche, vor allem durch Maßnahmen der 
beruflichen Bildung im Anschluß an die Vollzeitschulpflicht.“

36
 

  

 

1989 bis 1993:  
Berufliche Bildung und Einstiegsbeihilfen 
 

Im Förderzeitraum von 1989 bis 1993 waren mindestens 95 Prozent der 

ESF-Mittel für nur zwei Bereiche vorgesehen: die berufliche Bildung ei-

                                                 
34  71/66/EWG, Art. 5 Abs. 1 Unterabsatz 2. 

35  83/516/EWG, Art. 4 Abs. 1 i. V. m. 83/516/EWG, Art. 7 Abs. 1. 

36  83/516/EWG, Art. 3 Abs. 1.  
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nerseits und Lohnsubventionen und Zuschüsse zur Existenzgründung 

andererseits.37 Unter Ziel 4, d. h. in den am meisten entwickelten Regio-

nen, konnte der ESF gemeinschaftsweit berufliche Bildungsmaßnahmen 

zugunsten junger Menschen unter 25 Jahren bezuschussen. Die dies-

bezügliche berufliche Übergangsförderung schloss die Finanzierung du-

aler Ausbildungsgänge jedoch ausdrücklich aus und umfasste mithin   

 
„[…] alle Maßnahmen zur Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten, die auf 
dem Arbeitsmarkt zur Ausübung einer oder mehrerer spezifischer Berufstätig-
keiten, mit Ausnahme der Lehre, erforderlich sind, sowie alle Maßnahmen mit 
geeignetem technologischem Inhalt, die aufgrund der technologischen Verän-
derungen und des Bedarfs und der Entwicklung des Arbeitsmarktes notwendig 
werden.“38 

 

Im Rahmen von Ziel 1 hingegen war die Kofinanzierung von schulischen 

Ausbildungsanteilen dualer Ausbildungsgänge ab sofort erlaubt.39 Als 

zweite bedeutende Neuerung konnte der ESF unter Ziel 1 erstmals 

überhaupt seit 1958 auch berufliche Ausbildungsgänge kofinanzieren, 

die Teil der Sekundarschulbildung „oder eines entsprechenden Sys-

tems“ waren – jedoch erst nach Ende der Vollzeitschulpflicht:  
 
„Abweichend […] umfaßt die Berufsbildung in den unter Ziel Nr. 1 fallenden Re-
gionen […]  
— in bestimmten Fällen, die entsprechend dem besonderen Bedarf der be-
troffenen Länder und Regionen festzulegen sind, den Teil der Ausbildung, der 
im Rahmen des innerstaatlichen Sekundarschulsystems oder eines entspre-
chenden Systems speziell auf die berufliche Ausbildung nach Ende der Voll-
zeitschulpflicht ausgerichtet ist, der an die durch die wirtschaftlichen und tech-
nologischen Veränderungen bedingten Herausforderungen angepaßt ist.“40 

 

Somit wurde einerseits der ESF-Anwendungsbereich in doppelter Hin-

sicht erweitert. Andererseits blieb diese Erweiterung bis 1993 auf die 

Ziel-1-Regionen, d. h. die ärmsten europäischen Regionen, beschränkt, 

zu denen nach der deutschen Einheit auch Ostdeutschland und Ostber-

lin zählten. 

Außerdem hat der ESF direkte Lohnsubventionen überwiesen und 

zwar für „neu geschaffene stabile Arbeitsplätze” mit einer Mindestdauer 

von sechs Monaten. Die Förderdauer betrug für alle Altersgruppen uni-

onsweit maximal zwölf Monate. Die Subventionierung gemeinnütziger 

                                                 
37  4255/88/EWG, Art. 1 Abs. 1. 

38  4255/88/EWG, Art. 1 Abs. 3. Der Ausdruck „mit Ausnahme der Lehre“ in Art. 1 Abs. 

3 findet seine englischsprachige Entsprechung in der Originalfassung der ESF-

Verordnung in den Worten „with the exception of apprenticeship schemes“ (ebd.). 

39  4255/88/EWG, Art. 1 Abs. 5 erster Gedankenstrich i. V. m. Art. 2 lit. c erster Ge-

dankenstrich. 

40  4255/88/EWG, Art. 1 Abs. 5 zweiter Gedankenstrich. Siehe auch 4255/88/EWG, 

Art. 1 lit. c. zweiter Gedankenstrich. 
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Tätigkeiten war jedoch nur unter Ziel 1 und nur für Langzeitarbeitslose 

über 25 Jahren möglich.41 Schließlich konnten die Mitgliedstaaten ma-

ximal fünf Prozent der ESF-Mittel u. a. zur Finanzierung sog. „innovati-

ver Maßnahmen“ einsetzen, die nun explizit die Erprobung neuer Model-

le der beruflichen Bildung zum Ziel hatten.42 Von 1983 bis 1988 waren 

ebenfalls bis zu fünf Prozent der jährlichen ESF-Gelder für sog. „innova-

torische Vorhaben“ vorgesehen. Deren Anwendungsbereiche konnten 

die Mitgliedstaaten über gemeinsame Ratsbeschlüsse jedoch frei wäh-

len.43 

 

 

1994 bis 1999:  
Der ESF als bildungspolitisches Instrument 
 

Eine Halbzeitevaluierung der Operationellen Programme in der Förder-

periode 1994 bis 1999 ergab 1997, dass zumindest in den Ziel-1-

Regionen ESF-Mittel schwerpunktmäßig für Maßnahmen zugunsten von 

„seit kurzer Zeit arbeitslosen oder qualifizierten Jugendlichen“ eingesetzt 

worden waren (BMAS o. J.).  

Mit Gründung der EU übertrugen die Mitgliedstaaten den supranatio-

nalen Organen erstmals eigene Zuständigkeiten in der Bildungspolitik. 

Der Maastrichter Vertrag von 1992 wies der EU die Aufgabe zu, „einen 

Beitrag zu einer qualitativ hochstehenden allgemeinen und beruflichen 

Bildung […]“ zu leisten (Art. 3 lit. p EGV-M). Darüber hinaus blieben die 

bildungspolitischen Zuständigkeiten der EU aufgrund des Subsidiaritäts-

prinzips (Art. 5 Abs. 2 EGV-M) zwar zunächst begrenzt, wurden jedoch 

1992 in Art. 126 und 127 EGV-M erstmals im Primärrecht verankert.  

Diese Entwicklung spiegelte sich sofort in der Ausweitung des ESF-

Interventionsbereichs auf die allgemeine Bildung wider. Beschränkt auf 

Ziel 1, d. h. die ärmsten Regionen inkl. der fünf neuen Bundesländer und 

Ostberlins, wurden die Förderziele für den Förderzeitraum von 1994 bis 

1999 erweitert auf  

 
„Maßnahmen zum Ausbau und zur Verbesserung der Systeme der allgemeinen 
und beruflichen Bildung, insbesondere durch die Ausbildung von Lehrkräften, 
Ausbildungspersonal und Verwaltungspersonal, durch die Förderung von Ver-
bindungen zwischen Ausbildungsstätten oder Hochschuleinrichtungen und Un-
ternehmen oder die Finanzierung der Bildungsangebote im Rahmen der einzel-
staatlichen Sekundarbildungssysteme oder gleichwertiger Bildungsangebote 

                                                 
41  4255/88/EWG, Art. 1 Abs. 6, Art. 3 Abs. 1 lit. c und Art. 3 Abs. 2. 

42  4255/88/EWG, Art. 1 Abs. 2 lit a. 

43  83/516/EWG, Art. 3 Abs. und Art. 7 Abs. 2. 
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und einer Hochschulausbildung, die in deutlicher Beziehung zum Arbeitsmarkt, 
zu den neuen Technologien oder zur wirtschaftlichen Entwicklung steht.“

44
  

 

Die Fördermöglichkeiten im Bereich der Berufsvorbereitung wurden für 

alle EU-Länder im Rahmen von Ziel 3 um Aktionen zur „Verbesserung 

der grundlegenden Kenntnisse“ und der „Orientierung“ erweitert.45 Zu-

dem konnte der ESF unter Ziel 3 ab sofort gemeinschaftsweit und auch 

bereits während der Pflichtschulbildung reguläre Ausbildungsgänge för-

dern, d. h. die Zuschussfähigkeit für berufliche Bildungsmaßnahmen galt 

nun  
 
„einschließlich der Möglichkeit einer bis zu zwei Jahren oder länger dauernden 
Erstausbildung zur Erreichung einer beruflichen Qualifikation und der Möglich-
keit einer Berufsausbildung, die der Pflichtschulbildung entspricht, mit der Be-
dingung, dass die Jugendlichen am Ende dieser Ausbildung alt genug sind, um 
eine Beschäftigung aufzunehmen“.46 

 

Bedeutend war darüber hinaus die Erweiterung des ESF um Aktionen, 

die der Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit durch die Überwindung von 

Beschäftigungshürden vorbeugen sollten, anstatt sie ausschließlich re-

aktiv zu bekämpfen. Dazu zählten die Kofinanzierung von „Unterstüt-

zungsstrukturen“ und von Maßnahmen zur „Versorgung betreuungsbe-

dürftiger Personen“47 sowie der Ausbau der vorberuflichen Bildung.  

Außerdem unterstützte der ESF erstmalig gezielte Maßnahmen, um 

speziell die Beschäftigungsquoten von Frauen zu erhöhen. Hierfür wa-

ren Aktionen zur   

 
„Förderung der Chancengleichheit für Frauen und Männer im Hinblick auf die 
Beschäftigung, insbesondere in den Bereichen, in denen Frauen unterrepräsen-
tiert sind, und insbesondere für Frauen, die über keine beruflichen Qualifikatio-
nen verfügen oder die nach einer Phase der Nichterwerbstätigkeit wieder in das 
Berufsleben zurückkehren wollen […]“

48
  

 

vorgesehen.  

 

 

  

                                                 
44  2084/93/EWG, Art. 1 Unterabsatz 1 Nr. 4 lit. a. 

45  2084/93/EWG, Art. 1 lit. a. 

46  2084/93/EWG, Art. 1 Nr. 1 lit b. 

47  2084/93/EWG, Art. 1 Abs. 1 lit. a Ziffer iii.  

48  2084/93/EWG, Art. 1 Unterabsatz 1 Nr. 1 lit. d. 
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2000 bis 2006:  
Jugendliche als Zielgruppe „aktiver“ Politik 
 

Der Aufgabenbereich des sechsten ESF umfasste die „Entwicklung des 

Arbeitsmarktes sowie der Humanressourcen“.49 Insgesamt standen hier-

für in der Förderperiode 2000 bis 2006 ca. 62,5 Milliarden Euro zur Ver-

fügung (BMAS o. J.). 96 Prozent bzw. 60 Milliarden Euro davon wurden 

für die Umsetzung der Europäischen Beschäftigungsstrategie (EBS) be-

reitgestellt; darunter ca. 57 Milliarden Euro für die Ziele 1 und 3 (Europä-

ische Kommission 2001, S. 4). Tabelle 1 zeigt die Verteilung der ESF-

Gelder auf die vier Schlüsselbereiche der EBS für die Ziele 1 und 3 in 

der EU-15 und in Deutschland.    

 

Tabelle 1: Allokation der ESF-Mittel (Ziele 1 und 3) auf die vier 

Schlüsselbereiche der Europäischen Beschäftigungsstrategie, 2000–

2006 (Stand 2001) 

alle 15 Mitgliedstaaten 

(ca. 57 Mrd. Euro insgesamt) 

Deutschland 

(10,62 Mrd. Euro insgesamt) 

(1) „Beschäftigungsfähigkeit“: 

ca. 60 Prozent (34 Mrd. Euro) für 

die Erhöhung der Beschäftigungs-

fähigkeit, 

davon ca. ein Drittel (11 Mrd. Euro) 

für Maßnahmen gegen 

„soziale Ausgrenzung“ 

„Beschäftigungsfähigkeit“: 

62 Prozent, ca. 6,59 Mrd. Euro 

(2) „Unternehmergeist“: 

ca. 8 Mrd. Euro, insbesondere für 

Unternehmensgründungen und die 

Schaffung von Arbeitsplätzen im 

Dienstleistungsbereich 

„Unternehmergeist“: 

9 Prozent, ca. 0,956 Mrd. Euro 

 

(3) „Anpassungsfähigkeit“: 

ca. 11 Mrd. Euro, vorrangig für 

Fortbildungsmaßnahmen, den Ein-

satz von Informations- und Kom-

munikationstechnologien sowie zur 

Unterstützung kleiner und mittlerer 

Unternehmen 

„Anpassungsfähigkeit“: 

14 Prozent, ca. 1,49 Mrd. Euro 

 

  

                                                 
49  1784/1999/EG, Art. 2 Abs. 1. 
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(4) „Chancengleichheit“: 

ca. 4 Mrd. Euro für dieses 

„Querschnittsziel“ 

„Chancengleichheit“: 

10 Prozent, ca. 1,06 Mrd. Euro 

 
„Sonstige“: 

5 Prozent, ca. 0,53 Mrd. Euro 

Quellen: eigene Berechnungen anhand von Europäische Kommission 

(2001, S. 2, 4, 25) 

 

 

Das Hauptziel der EBS bestand von Anfang an darin, „eine bedeutsame 

und dauerhafte Erhöhung der Beschäftigungsquote in Europa herbeizu-

führen“ (Rat der Europäischen Union 1997, S. 2). Zudem bevorzugte der 

Rat schon in seinen ersten Beschäftigungspolitischen Leitlinien für 1998 

„vorbeugende“ und „aktive“ Politiken gegenüber passiven Arbeitsmarkt-

leistungen – auch und gerade in Bezug auf Jugendliche:  
 

„Vorbeugende Maßnahmen sind von besonderer Bedeutung, um der Entwick-
lung der Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit durch eine frühzeitige Ermittlung 
der individuellen Bedürfnisse und durch angepasste Reaktionen zu begegnen, 
bei denen aktiven Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung konsequent der 
Vorrang vor passiven Unterstützungsmaßnahmen gegeben wird“ (ebd.). 

 

Konkretisiert wurde dies in der Empfehlung, alle arbeitslosen Jugendli-

chen spätestens nach sechs Monaten in aktivierende Maßnahmen „in 

Form einer Ausbildung, einer Umschulung, einer Berufserfahrung, eines 

Arbeitsplatzes oder einer anderen die Beschäftigungsfähigkeit fördern-

den Maßnahme“ zu vermitteln (Rat der Europäischen Union 1997, S. 3). 

Ferner sollten gemäß der EBS die „Leistungs- und Ausbildungssysteme“ 

der Mitgliedstaaten so umgebaut werden, dass sie „den Arbeitslosen 

klare Anreize bieten, Arbeits- oder Ausbildungsmöglichkeiten zu suchen 

und zu nutzen“ (ebd.). In der Arbeit mit Jugendlichen individuelle Akti-

onspläne zu verwenden, stellte schon in ihrer Gründungsphase eine der 

wichtigsten Empfehlungen der EBS dar (Weishaupt 2011, S. 164).  

Begrifflich fand das „Aktivierungsparadigma“ (Barbier 2014; Bonoli 

2013; Dingeldey 2011) erstmals mit den Verordnungen über die Förder-

periode von 2000 bis 2006 Eingang in die EU-Strukturpolitik. Die „beruf-

liche[ ] Eingliederung von Jugendlichen“ etwa sollte der ESF insbeson-

dere durch die „Entwicklung und Förderung aktiver Arbeitsmarktpoliti-

ken“ erreichen,50 die in den Verordnungen selbst nicht näher definiert 

wurden. Zu diesem Zweck wurden die Zielsetzungen und Begrifflichkei-

ten der Beschäftigungsstrategie als Förderschwerpunkte in die Verord-

nungen über den ESF übertragen (siehe Tabelle 1). Deren konkrete 

                                                 
50  1784/1999/EG, Art. 2 Abs. 1 lit a. 
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Umsetzung und individuelle Gewichtung wiederum erfolgte mittels der 

für jeden Mitgliedstaat einzeln festgelegten mehrjährigen Beschäfti-

gungspolitischen Aktionspläne aus der EBS.51  

Passend dazu konnten die Mitgliedstaaten nun erstmals in größerem 

Umfang ESF-Mittel für Reformen auf der Struktur- und Systemebene 

einsetzen. Zuvor war dies nur im Rahmen der Förderung sog. „innovati-

ver Maßnahmen“ wie z. B. von „Studien und Modellvorhaben“ möglich, 

etwa in der Förderperiode 1994 bis 1999.52 Im Gegensatz dazu war die 

Verwendung der Fördergelder ab sofort u. a. gedacht für die  

 
„Modernisierung und größere Effizienz der Arbeitsverwaltungen;“ 
 
und zur  
 
„Herstellung von Verbindungen zwischen der Arbeitswelt und den Bildungs-, 
Ausbildungs- und Forschungseinrichtungen; […].“

53
   

 

Neu waren zudem die Einbettung des Sozialfonds in eine „Politik des le-

bensbegleitenden Lernens“ und dass mit ESF-Mitteln ab sofort im ge-

samten Unionsgebiet – und nicht mehr nur in Ziel 1-Regionen – Maß-

nahmen der allgemeinen Bildung kofinanzieren werden durften.54 Dass 

der Sekundarschulbereich nun endgültig in den Fokus des ESF rückte, 

geht vermutlich auch auf das in der Lissabon-Strategie (2000–2010) 

enthaltene „Bildungsziel“ zurück. Dieses sah die Halbierung der Zahl der 

18–24-Jährigen ohne einen über die Sekundarstufe I hinausgehende 

Schul- oder Berufsausbildung vor (Europäischer Rat 2000, Nr. 26).  

Außerdem konnte der ESF fortan auch „sozialpädagogische[ ] Be-

gleitmaßnahmen“ kofinanzieren, und zwar als „[f]lankierende Maßnah-

men […] zur Erleichterung des integrierten Ansatzes zur Eingliederung 

in den Arbeitsmarkt“.55 Als weitere Neuerung waren Maßnahmen der be-

ruflichen Rehabilitation nun explizit auch für Jugendliche mit Behinde-

rungen förderfähig.56 Zuvor konnten ESF-Gelder nur zur Unterstützung 

von Menschen mit Behinderungen verwendet werden, die mindestens 

25 Jahre alt waren.57     

 

                                                 
51  1784/1999/EG, Art. 2 Abs. 1. 

52  2084/93/EWG, Art. 6 Abs. 3. 

53  1784/1999/EG, Art. 3 Abs. 2 lit. a.  

54  1784/1999/EG, Art. 2 Abs. 1 lit. c und Art. 3 Abs. 1 lit. a. 

55  1784/1999/EG, Art. 3 Abs. 2 lit. b Ziffer ii. 

56  1784/1999/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. a. Für die Jahre 1989 bis 1999 enthielten die vier 

untersuchten allgemeinen und ESF-spezifischen europäischen Verordnungen zu-

mindest keine expliziten Definitionen der Förderfähigkeit von behinderten Men-

schen. 

57  83/516/EWG, Art. 4 Abs. 2. 
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2007 bis 2013:  
Vermeidung von Jugendarbeitslosigkeit   
 

Zwischen 2007 und 2013 standen speziell Aktionen für einen verbesser-

ten Zugang zum Arbeitsmarkt und zur „Vermeidung […] insbesondere 

der Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit“ im Fokus der Fördertätigkeit.58 

Als „Schwerpunkte“ der ESF-Tätigkeit waren diesbezüglich Maßnahmen 

zur „Modernisierung und Stärkung der Arbeitsmarktinstitutionen“, zur 

„Gleichstellung“ der Geschlechter und zur Förderung von Migranten vor-

geschrieben.59 Die Förderung von Zuwanderern umfasste neben ihrer 

Beratung erstmalig auch Sprachkurse und Aktionen zur „Anerkennung 

von Kompetenzen und erworbenen Fähigkeiten“.60 

Darüber hinaus existierte eine Vielzahl weiterer Priorisierungen im 

Hinblick auf die ESF-Anwendung zugunsten Jugendlicher. Diese waren 

unter dem Oberbegriff der „aktiven und präventiven Maßnahmen“ zu-

sammengefasst und reichten von „individuellen Aktionsplänen“ über 

Verhaltensanreize bis hin zur Kinderbetreuung: 

  
„Durchführung von aktiven und präventiven Maßnahmen zur frühzeitigen Be-
darfsermittlung mit individuellen Aktionsplänen und personalisierter Unterstüt-
zung, wie auf den Einzelfall zugeschnittene Fortbildung, Arbeitsplatzsuche, Ar-
beitsplatzverlagerungen und Mobilität, selbstständige Erwerbstätigkeit und Un-
ternehmensgründung — dazu gehören auch Genossenschaften, Anreize zur 
Förderung der Teilnahme am Arbeitsmarkt, flexible Mechanismen, durch die äl-
tere Arbeitnehmer länger erwerbstätig bleiben, und Maßnahmen zur besseren 
Vereinbarkeit von Arbeits- und Privatleben, unter anderem die Erleichterung 
des Zugangs zur Kinderbetreuung und zu Betreuungsmaßnahmen für abhängi-
ge Personen“.61  

 

Ein ganzheitlicher Förderansatz war auch im Hinblick auf jene förderfä-

higen Tätigkeiten spürbar, die auf die dauerhafte Integration von Be-

nachteiligten – u. a. von Menschen ohne Schulabschluss – in den Ar-

beitsmarkt abzielten.62 Diese umfassten neben Antidiskriminierungs-

maßnahmen auch die  

 
„Förderung von Konzepten für die Eingliederung oder Wiedereingliederung von 
benachteiligten Personen wie sozial ausgegrenzten Personen, Schulabbre-
chern, Minderheiten, Menschen mit Behinderungen und Menschen, die abhän-
gige Personen betreuen, ins Erwerbsleben durch Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Beschäftigungsfähigkeit unter anderem im Bereich der Sozialwirt-
schaft, durch Zugang zur beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie durch be-

                                                 
58  1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. b.  

59  1081/2005/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. b Ziffer i, iii, iv. 

60  1081/2005/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. b Ziffer iv. 

61  1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. b Ziffer ii. 

62  1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. c. 
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gleitende Maßnahmen und geeignete Hilfs-, Gemeinschafts- und Betreuungs-
dienste, die die Beschäftigungsmöglichkeiten verbessern“.63  

  

Parallel zur Ausweitung des Förderungskatalogs wurde die rechtliche 

Verbindlichkeit erhöht, bei der Realisierung dieser Ziele und Aktionen 

die Empfehlungen und Konzepte aus der EBS anzuwenden. Fortan soll-

te der ESF „insbesondere“ Maßnahmen unterstützen, die „im Einklang 

[…] stehen“64 bzw. „übereinstimmen“65 mit den Integrierten Leitlinien und 

den einzelstaatlichen Aktionsplänen der EBS. Die Mitgliedstaaten muss-

ten nun „Sorge [tragen] dafür“, dass ihre vom ESF unterstützten Inter-

ventionen den Zielen der EBS „entsprechen“ sowie „einen Beitrag […] 

leisten“ zu ihrer Realisierung.66 Ferner wurde es als „notwendig“ erach-

tet, „sicherzustellen“, dass die Aktionen des ESF und jene der EBS stär-

ker „miteinander abgestimmt“ werden „und dass die Tätigkeit des ESF 

schwerpunktmäßig auf die Umsetzung der Leitlinien und Empfehlungen 

dieser Strategie ausgerichtet ist“.67 

Acht der zwischen 2005 und 2010 gültigen 24 „Integrierten Leitlinien 

für Wachstum und Beschäftigung“ waren der Beschäftigungsförderung 

gewidmet und daher für den ESF besonders relevant (siehe Tabelle 2). 

Wie der Rat jedoch selbst feststellte, „hielten sich ihre Auswirkungen auf 

die nationalen politischen Entscheidungsprozesse in Grenzen“ (Rat der 

Europäischen Union 2010, S. 46). Dies habe insbesondere daran gele-

gen, dass „die Leitlinien keine hinreichend klar definierten Prioritäten 

setzten und nicht stark genug ineinandergriffen“ (ebd.). 

 

 

Tabelle 2: Die Integrierten Leitlinien für Wachstum und Beschäftigung, 

2005–2008 und 2008–2010
68

  

Leitlinie 17 

„Die Beschäftigungspolitik auf Vollbeschäftigung, Stei-

gerung der Arbeitsplatzqualität und Arbeitsproduktivität 

und Stärkung des sozialen und territorialen Zusam-

menhalts ausrichten“ 

Leitlinie 18 
„Einen lebenszyklusorientierten Ansatz in der Beschäf-

tigungspolitik fördern“ 

 

                                                 
63  1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. c Ziffer i. 

64  1081/2006/EG, Art. 2 Abs. 1 Unterabsatz 2.  

65  1081/2006/EG, Präambel Nr. 15. 

66  1081/2006/EG, Art. 4 Abs. 1 Unterabsatz 1. 

67  1081/2006/EG, Präambel Nr. 13. 

68  Die Integrierten Leitlinien 17 bis 24 wurden für den nachfolgenden Zeitraum (2008–

2010) vom Rat in unveränderter Form erneut beschlossen (Rat der Europäischen 

Union 2005, 2008).   
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Leitlinie 19 

„Integrative Arbeitsmärkte schaffen, Arbeit attraktiver 

und für Arbeit Suchende — auch für benachteiligte 

Menschen — und Nichterwerbstätige lohnend machen“ 

Leitlinie 20 
„Den Arbeitsmarkterfordernissen besser gerecht wer-

den“ 

Leitlinie 21 

„Unter gebührender Berücksichtigung der Rolle der So-

zialpartner Flexibilität und Beschäftigungssicherheit in 

ein ausgewogenes Verhältnis bringen und die Segmen-

tierung der Arbeitsmärkte verringern“  

Leitlinie 22 

„Die Entwicklung der Arbeitskosten und die Tarifver-

handlungssysteme beschäftigungsfreundlicher gestal-

ten“  

Leitlinie 23 
„Die Investitionen in Humankapital steigern und optimie-

ren“ 

Leitlinie 24 
„Die Aus- und Weiterbildungssysteme auf neue Qualifi-

kationsanforderungen ausrichten“ 

Quellen: Rat der Europäischen Union (2005: Anhang, 2008: Anhang) 

 

 

Die Erhöhung der allgemeinen Beschäftigungsquoten wird bereits seit 

1993 in den Verordnungen über den ESF als vorrangige Aufgabe defi-

niert, um die Ziele der sozialen Eingliederung und der Konvergenz zwi-

schen den Mitgliedstaaten zu erreichen (Verschraegen/Vanhercke/ 

Verpoorten 2011, S. 62).69 Die Forderung aus der Lissabon-Strategie 

nach „mehr und besseren“ Arbeitsplätzen fand jedoch erst zur Förderpe-

riode 2007 bis 2013 Eingang in den ESF.70 Auch bei den Bildungspro-

jekten spielte die Qualität fortan erstmals explizit eine Rolle, z. B. in Be-

zug auf Maßnahmen zur  

 
„ […] Verbesserung des Zugangs zu und der Qualität von allgemeiner, berufli-
cher und tertiärer Aus- und Weiterbildung“

71
 

 
und zur  
 
„ […] Steigerung und qualitative[n] Verbesserung der Investitionen in das Hu-
mankapital“.

72
 

 

Aus der vorherigen Förderperiode übernommen wurde der Auftrag, mit-

tels geeigneter Maßnahmen die Zahl der Jugendlichen ohne Schulab-

schluss und geschlechtsbezogene Benachteiligungen zu reduzieren so-

                                                 
69  2084/93/EWG, Art. 1 Unterabsatz 1 Nr. 1 lit. d und Unterabsatz 2. 

70  1081/2006/EG, Art. 2 Abs. 1 Unterabsatz 1, Präambel Nr. 9 und 10. 

71  1083/2006/EG, Anhang IV Nr. 73. 

72  1083/2006//EG, Art. 3 Abs. 2 lit. b; siehe auch 1083/2006/EG, Art. 3 Abs. 2 lit. a. 
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wie mehr Menschen das lebenslange Lernen in der allgemeinen und be-

ruflichen Bildung zu ermöglichen.73 
 

 

2014 bis 2020: EU 2020 – „integrativ, 
multisektoral und multidimensional“  
 

In der aktuellen Förderperiode hat die Realisierung der Strategie Europa 

2020 für die Nutzung der Strukturfondsmittel absolute Priorität. Diese er-

setzte im Juni 2010 die Lissabon-Strategie und ist allen EU-Fonds als 

„thematische Konzentration“ übergeordnet.74 Der Beitrag des ESF zur 

Umsetzung der EU 2020-Strategie soll seit 2014 fokussiert auf die Be-

reiche „Beschäftigung, Bildung, Weiterbildung und Bekämpfung sozialer 

Ausgrenzung, Armut und Diskriminierung“ erfolgen.75  

Die neue Leitstrategie umfasst fünf EU-Kernziele, sieben Leitinitiati-

ven und zehn Integrierte Leitlinien (Europäische Kommission 2010b). 

Letztere sind auch Bestandteil der EBS und ersetzten 2010 die 24 Inte-

grierten Leitlinien für Wachstum und Beschäftigung von 2005 (siehe Ta-

belle 2). Drei der fünf EU-Kernziele und vier der Integrierten Leitlinien 

verfolgen unmittelbar sozial-, beschäftigungs- oder bildungspolitische 

Ziele (siehe Tabelle 3). Die sieben Leitinitiativen sollen zur Erreichung 

der fünf Kernziele beitragen, indem sie politische Reformen unterstützen 

und europäische und nationale Maßnahmen aufeinander abstimmen. 

Drei von ihnen sind für Jugendliche relevant und durch den ESF förder-

fähig:76 „Jugend in Bewegung“, „Agenda für neue Kompetenzen und Be-

schäftigungsmöglichkeiten“ und die „Europäische Plattform zur Bekämp-

fung der Armut“ (Europäische Kommission 2010b, 2010c, 2010d).   

 

 

  

                                                 
73  1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 2 lit. a Ziffer i. 

74  1303/2013/EU, Art. 18 und Art. 89 Abs. 1 Unterabsatz 2; 1304/2013/EU, Präambel 

Nr. 3, 13, 23, Art. 2 Abs. 2 und Art. 4 Abs. 1. 

75  1304/2013/EU, Präambel Nr. 3 Satz 2. 

76  1304/2013/EU, Präambel Nr. 3; 1303/2013/EU, Anhang I Nr. 1. 
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Tabelle 3: Die für Jugendliche relevanten Kernziele und Integrierten 

Leitlinien der EU 2020-Strategie 

 

EU-Kernziel 
Integrierte Leitlinien 

2010 bis 2015 seit 2015 

75 Prozent der 

20- bis 64-

Jährigen sollen 

erwerbstätig sein 

„Erhöhung der Erwerbsbetei-

ligung von Frauen und Män-

nern, Abbau der strukturellen 

Arbeitslosigkeit und Förde-

rung der Arbeitsplatzqualität“ 

(Leitlinie 7) 

„Ankurbelung der 

Nachfrage nach 

Arbeitskräften“ 

(Leitlinie 5) 

1. Senkung der 

Quote vorzeitiger 

Schulabgänger 

auf unter zehn 

Prozent 

2. Mindestens 40 

Prozent der 30- 

bis 34-Jährigen 

sollen über eine 

abgeschlossene 

Hochschulausbil-

dung verfügen 

„Heranbildung von Arbeits-

kräften, deren Qualifikationen 

den Anforderungen des Ar-

beitsmarkts entsprechen, und 

Förderung des lebenslangen 

Lernens“ (Leitlinie 8) 

„Steigerung der Qualität und 

Leistungsfähigkeit des allge-

meinen und beruflichen Bil-

dungswesens auf allen Ebe-

nen und Verbesserung des 

Zugangs zur Hochschulbil-

dung oder zu einer gleichwer-

tigen Bildung“ (Leitlinie 9) 

„Verbesserung 

des Arbeitskräf-

teangebots, der 

Fähigkeiten und 

Kompetenzen“ 

(Leitlinie 6) 

„Verbesserung 

der Funktions-

weise der Ar-

beitsmärkte“ 

(Leitlinie 7) 

Reduktion der 

von Armut und 

sozialer Ausgren-

zung betroffenen 

oder bedrohten 

Menschen um 

mindestens 20 

Millionen 

„Förderung der sozialen Ein-

gliederung und Bekämpfung 

der Armut“ (Leitlinie 10) 

„Förderung der 

sozialen Inklusi-

on, Bekämpfung 

der Armut und 

Verbesserung der 

Chancengleich-

heit“ (Leitlinie 8) 

Quellen: Europäische Kommission (2015); Rat der Europäischen 

Union (2010: Anhang, 2015a: Anhang, 2016)  

 

 

Die Aufgaben des ESF bis zum Jahr 2020 sind sehr vielfältig und ambi-

tioniert: 
 
„Der ESF fördert hohe Beschäftigungsniveaus und die Qualität der Arbeitsplät-
ze, verbessert den Zugang zum Arbeitsmarkt, unterstützt die geografische und 
berufliche Mobilität der Arbeitskräfte und erleichtert ihnen die Anpassung an 
den Strukturwandel und den Wandel von Produktionssystemen im Sinne einer 
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nachhaltigen Entwicklung, fördert ein hohes Niveau der allgemeinen und beruf-
lichen Bildung für alle und unterstützt junge Menschen beim Übergang von ei-
nem Ausbildungs- in ein Beschäftigungsverhältnis, bekämpft die Armut, be-
günstigt die soziale Inklusion und fördert die Gleichstellung der Geschlechter, 
die Chancengleichheit und die Nichtdiskriminierung; auf diese Weise trägt er zu 
den Prioritäten der Union im Hinblick auf die Stärkung des wirtschaftlichen, so-
zialen und territorialen Zusammenhangs bei.“

77
  

 

Die Mittelvergabe konzentriert sich auf die Förderung von Jugendlichen, 

von Betroffenen der Wirtschafts- und Finanzkrise und von Maßnahmen 

zur sozialen Eingliederung.78 Zudem müssen die Mitgliedstaaten in ihren 

Förderprojekten schwerpunktmäßig „aktive“ Arbeitsmarktkonzepte um-

setzen und die Leistungsfähigkeit der Arbeitsverwaltungen stärken: 

 
„Ferner haben […] [die Mitgliedstaaten] zu beachten, dass der Umfang und die 
Wirksamkeit von Arbeitsverwaltungen und aktiven Arbeitsmarktmaßnahmen zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bei- bzw. aufrechterhalten oder vergrößert 
werden; […].“

79
  

 

Zur Realisierung dieser Förderprioritäten verfolgt der ESF bis 2020 vier 

thematische Schwerpunkte (siehe Kasten).80  

 

Thematische Schwerpunkte des ESF, 2014–2020 

 Ziel 8 („Beschäftigungsziel“): „Förderung nachhaltiger und 

hochwertiger Beschäftigung und Unterstützung der Mobilität der 

Arbeitskräfte“  

 Ziel 9 („Armutsziel“): „Förderung der sozialen Inklusion und Be-

kämpfung von Armut und jeglicher Diskriminierung“  

 Ziel 10 („Bildungsziel“): „Investitionen in Bildung, Ausbildung, 

und Berufsbildung für Kompetenzen und lebenslanges Lernen“  

 Ziel 11: „Verbesserung der institutionellen Kapazitäten von öf-

fentlichen Behörden und Interessenträgern und der effizienten 

öffentlichen Verwaltung“ 

Quelle: 1303/2013/EU, Art. 9 Nr. 8–11 

     

Die ESF-Aktionen sollen bis 2020 möglichst „integrativ, multisektoral und 

multidimensional“81 sein, d. h. die Überwindung von Grenzen zwischen 

Politikfeldern, EU-Tätigkeitsbereichen und territorialen Gebietseinheiten 

anstreben. Das bedeutet konkret, dass der ESF mittlerweile vom Vor-

schulalter bis zur Erwachsenenbildung und von der außerschulischen 

                                                 
77  1304/2013, Art. 2 Abs. 1.  

78  1303/2013/EU, Anhang I Nr. 2 Ziffer 2. 

79  1303/2013/EU, Anhang I Nr. 2 Ziffer 2. 

80  1304/2013/EU, Art. 3 Abs. 1. 

81  1303/2013/EU, Präambel Nr. 18. 
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Betreuung bis zur Gesundheitsversorgung tätig werden kann und soll, 

um durch die Stabilisierung sozialer Verhältnisse Jugendlichen und an-

deren Risikogruppen beim Überwinden struktureller Benachteiligungen 

zu helfen:    

 
„Der ESF sollte außerdem die soziale Inklusion fördern sowie Armut verhindern 
und bekämpfen, damit der Kreislauf der Benachteiligung über Generationen 
hinweg durchbrochen wird, indem man auf eine ganze Palette von politischen 
Maßnahmen zurückgreift, die sich den am meisten benachteiligten Menschen 
ungeachtet ihres Alters (darunter Kinder, von Armut betroffene Arbeitnehmer 
und ältere Frauen) zuwenden. Auf die Beteiligung von Asylsuchenden und 
Flüchtlingen sollte geachtet werden.“82  

 

Das allgemeinbildende Bildungssystem stellt im Rahmen des sog. „Bil-

dungsziels“ (Ziel Nr. 10) – „Investitionen in Bildung, Ausbildung und Be-

rufsbildung für Kompetenzen und lebenslanges Lernen“ – eine der Prio-

ritäten für die Mittelverwendung von ESF und EFRE dar.83 Dies ge-

schieht innerhalb der eng gesetzten Grenzen von Art. 165 Abs. 1 Satz 1 

AEUV:   

 

„Die Union trägt zur Entwicklung einer qualitativ hoch stehenden Bildung 
dadurch bei, dass sie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten fördert 
und die Tätigkeit der Mitgliedstaaten unter strikter Beachtung der Verantwor-
tung der Mitgliedstaaten für die Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungs-
systems sowie der Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen erforderlichenfalls un-
terstützt und ergänzt.“ 

 

Fördermaßnahmen in der Grund- und Sekundarbildung schließen nun 

explizit „formale, nicht formale und informale Bildungswege“ ein.84 Der 

ESF soll von der frühkindlichen bis zur Erwachsenenbildung tätig wer-

den und zugleich explizit auf die Qualität der bezuschussten Bildungs-

angebote achten, indem er u. a. folgende „Investitionsprioritäten“ unter-

stützt:  
 
„Verringerung und Verhütung des vorzeitigen Schulabbruchs und Förderung 
des gleichen Zugangs zu einer hochwertigen Früherziehung und einer hochwer-
tigen Grund- und Sekundarbildung, darunter (formale, nicht formale und infor-
male) Bildungswege, mit denen eine Rückkehr in die allgemeine und berufliche 
Bildung ermöglicht wird“.

85
  

 

Außerdem wurde 2013 explizit festgelegt, dass auch die Integration in 

den Arbeitsmarkt in Form von „nachhaltigen und hochwertigen Beschäf-

tigungsmöglichkeiten“ erfolgen sollte, namentlich auch „für Personen […] 

                                                 
82  1304/2013/EU, Präambel Nr. 6 Sätze 1 und 2.  

83  1303/2013/EU, Art. 9 Abs. 1 Nr. 10; vgl. 1303/2013/EU, Anhang XI Teil I Nr.10. 

84  1304/2013/EU, Art. 3 Abs.1 lit b Ziffer v. 

85  1304/2013/EU, Art. 3 Abs. 1 lit. c. 
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bei denen das Risiko der sozialen Ausgrenzung am höchsten ist, ein-

schließlich […] marginalisierten Bevölkerungsgruppen“.86 Aktionen des 

ESF sollen begleitende soziale Dienste nicht nur bezahlbar machen, 

sondern auch qualitativ verbessern: 
 

„Der ESF kann dazu dienen, den Zugang zu erschwinglichen, nachhaltigen und 
qualitativ hochwertigen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu verbes-
sern, insbesondere im Bereich der Gesundheitsversorgung, Beschäftigung und 
Weiterbildung sowie Dienstleistungen für Obdachlose, außerschulische Betreu-
ung, Kinderbetreuung und langfristige Dienstleistungen. Bei den unterstützten 
Dienstleistungen kann es sich um öffentliche, private und/oder bürgernahe 
Dienstleistungen handeln, die von verschiedenartigen Anbietern, nämlich öffent-
lichen Verwaltungen, Privatunternehmen, Sozialunternehmen und nichtstaatli-
chen Organisationen bereitgestellt werden.“87 
 

Der Qualitätsanspruch wird auch in Bezug auf die hälftig durch den ESF 

finanzierte „Jugendgarantie“ vom April 2013 betont, die Jugendlichen 

den Zugang in „eine hochwertige Arbeitsstelle bzw. weiterführende Aus-

bildung oder ein[en] hochwertige[n] Praktikums- bzw. Ausbildungsplatz“ 

gewährleisten soll.88  

Im Rahmen von Ziel 11 – Steigerung der „institutionellen Kapazitäten“ 

privater und öffentlicher Stellen und der Effizienz öffentlicher Verwaltun-

gen – sind noch bis 2020 auch private Arbeitsverwaltungen förderfä-

hig.89   

Völlig neu ist schließlich, dass die Folgen „sozialer Ungleichheit“ in 

der allgemeinen Verordnung über die Strukturfonds explizit als eine der 

wesentlichen Herausforderungen für die Mitgliedstaaten und ihre Regio-

nen aufgeführt werden, jedoch lediglich in der rechtlich unverbindlichen 

Präambel.90 

Die vorangegangenen Ausführungen zur Entwicklung des ESF von 

1958 bis heute veranschaulichten die stetige Erweiterung der Aktionen 

und Bereiche, die die staatlichen Stellen grundsätzlich mit europäischen 

Fördergeldern bezuschussen durften. Darüber hinaus formuliert der in-

stitutionelle Rahmen des ESF unzählige Vorschriften über die Ausarbei-

tung und Umsetzung von ESF-Projekten. Welche Hürden für die Mittel-

bewilligung diesbezüglich auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene 

zu überwinden waren oder sind, legt das folgende Kapitel dar.  

 

 

                                                 
86  1303/2013/EU, Anhang XI Nr. 9.1. 

87  1304/2013/EU, Präambel Nr. 6 Sätze 3 und 4. 

88  1304/2013/EU, Präambel Nr. 11. 

89  1304/2013/EU, Art. 3 Abs.1 lit a Ziffer vii. 

90  1303/2013/EU, Präambel Nr. 18. 
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4. Organisation und Umsetzung von 
ESF-Projekten 
  

Seit der Einführung des Programmplanungsprinzips zum Jahr 1989 

werden von der Kommission statt Einzelprojekten nur noch mehrjährige 

regionale oder nationale Operationelle Programme bewilligt (Bache 

2008, S. 46–47). Im Rahmen des Antragverfahrens müssen die Mit-

gliedstaaten sog. „Pläne“ über die Mittelverwendung erstellen, einrei-

chen und im Anschluss an ihre gemeinsame Erörterung mit Kommissi-

onsvertretern ggf. modifizieren. In diesen fassen die Regionen bzw. eine 

nationale Koordinierungsstelle zu Beginn jeder Förderperiode jeweils al-

le von ihnen für eine Kofinanzierung vorgesehenen Aktionen zusammen. 

Die Operationellen Programme gelten nach ihrer Genehmigung durch 

die Kommission für den gesamten Programmplanungszeitraum und je-

weils für die „vorrangigen“ oder „thematischen“ Ziele, unter denen die 

jeweiligen Regionen förderberechtigt sind.   

Im Folgenden wird anhand eines exemplarischen Vergleichs der Re-

gelungen für den vierten (1989–1993) und den aktuellen ESF (2014–

2020) illustriert, wie stark der institutionelle Rahmen in der Zwischenzeit 

im Hinblick auf die Berichts- und Kontrollverfahren einerseits und die 

Anwendung des Partnerschaftsprinzips andererseits ausdifferenziert 

worden ist.   

Die in diesem Kapitel getätigten Aussagen gelten immer für die ESF-

Anwendung insgesamt, d. h. nicht nur in Bezug auf Aktionen zugunsten 

Jugendlicher. Ferner sind viele der folgenden Ausführungen auch für 

den Kohäsionsfonds und andere Strukturfonds wie den Europäischen 

Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) einschlägig. Dies liegt daran, 

dass die Mehrzahl der Vorschriften über die Steuerung und Organisation 

der Fördertätigkeiten in den jeweiligen allgemeinen Verordnungen fest-

gelegt ist, die für mehrere EU-Fonds gleichzeitig den institutionellen 

Rahmen definieren.  

 

 

Evaluierung, Monitoring und Kontrolle 
 

Die Programmplanung sah bereits für den Förderzeitraum 1989 bis 1993 

sowohl eine Ex-ante als auch eine Ex-post-Bewertung von ESF-

geförderten Operationellen Programmen vor. Evaluierungskriterien wa-

ren der Beitrag letzterer zum Erreichen der für die Förderperiode defi-

nierten fünf vorrangigen Ziele und ihre Wirkung auf den sozialen und 

wirtschaftlichen Zusammenhalt der Gemeinschaft sowie auf „spezifische 
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Strukturprobleme“ in den Zielregionen.91 Darüber hinaus gehende Evalu-

ierungsmethoden oder -verfahren konnte jeder Mitgliedstaat individuell 

mit der Kommission aushandeln.92 Eine Evaluierung der Operationellen 

Programme zusätzlich zur Ex-ante- und Ex-post-Bewertung war somit 

nicht verpflichtend; der einschlägige Artikel enthielt lediglich eine Kann-

Bestimmung.93 Über die Durchführung aller mehrjährigen Programme 

waren der Kommission ein jährlicher „Lagebericht“ und ein „Schlußbe-

richt“ vorzulegen, über deren Inhalte die untersuchten europäischen 

Verordnungen keine Vorgaben machten.94 Im Bereich der Finanzkontrol-

le waren durch die Kommission 1989 zunächst nur stichprobenartige 

Prüfungen vor Ort vorgesehen, und zwar „nach Abstimmung mit dem 

betroffenen Mitgliedstaat“.95 Ziele, Ablauf und Inhalt der einzelnen Be-

wertungsphasen waren für den Förderzeitraum 1989 bis 1993 nicht nä-

her festgelegt; dies geschah anscheinend erstmals in der Förderperiode 

2000 bis 2006.96  

Deutlich geringer ist der Handlungsspielraum in dem seit 2014 lau-

fenden Programmplanungszeitraum. Ablauf, Inhalte und Zuständigkeiten 

hinsichtlich der Ex-ante-, Halbzeit- und Ex-post-Bewertung sind detail-

liert geregelt.97 Zahlreiche staatliche, korporative und zivilgesellschaftli-

che Stellen und Organisationen genießen von der lokalen bis zur natio-

nalen Ebene weitreichende Rechte und Zuständigkeiten (s. u.). Maßgeb-

lich für die Bewertungsverfahren sind u. a. die neu eingeführten „Ex-

ante-Konditionalitäten“, ESF-spezifische Indikatoren, „kumulative quanti-

fizierte Zielwerte“ (für das vorletzte „Geschäftsjahr“ 2023), „Finanzindika-

toren“, „Outputindikatoren“ sowie quantitative und qualitative „Ergebnis-

indikatoren“.98   

Die Berichtspflichten umfassen gegenwärtig u. a. eine „jährliche 

Überprüfungssitzung“, einen „Bewertungsplan“, eine auf einem „Leis-

tungsrahmen“ beruhende „Leistungsüberprüfung“ (2019) und „Fort-

schrittsberichte“ durch die Mitgliedstaaten (2017 und 2019), die die 

Kommission in einem „strategischen Bericht“ zusammenfasst (2017 und 

2019).99 Darüber hinaus fertigt sie jährlich für diverse EU-Organe einen 

                                                 
91  2052/88/EWG, Art. 6 Abs. 2; siehe auch Art. 26 der Durchführungsverordnung 

4253/88/EWG. 

92  4253/88/EWG, Art. 14 Abs. 2 und Art. 26 Abs. 3 und 4. 

93  4255/88/EWG, Art. 6 Abs. 1 Satz 2.  

94  4253/88/EWG, Art. 25 Abs. 4. 

95  4255/88/EWG, Art. 8. 

96  1260/1999/EWG, Präambel Nr. 54. 

97  Siehe z. B. 1303/2013/EU, Art. 26 Abs. 4, Art. 55 bis 57, Art. 114. 

98  Siehe z. B. 1303/2013/EU, Präambel Nr. 21, Art. 2 Nr. 33, Art. 19, Art. 27 Abs. 4, 

Art. 33 Abs. 1 lit. c, Art. 50 Abs. 2, Anhang II; 1304/2013/EU, Art. 5, Art. 19, Anhang 

I, Anhang II.  

99  1303/2013/EU, Präambel Nr. 22, 51 und 54, Art. 21, Art. 22, Art. 49 Abs. 2, Art. 50, 

Art. 51 Abs. 1 bis 3, Art. 53, Art. 56 Abs. 1 und 3, Art. 111, Art. 114.  
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„zusammenfassenden Bericht“ über die Operationellen Programme, ei-

nen „Synthesebericht“ (2025) über die Ergebnisse der Ex-post-

Bewertungen und alle zwei Jahre (ab 2018) für die Frühjahrstagungen 

des Europäischen Rates „Jahresfortschrittsberichte“ an.100  

Andererseits muss in Bezug auf die „Begleitung, Berichterstattung, 

Bewertung, Verwaltung und Kontrolle“ von geförderten Maßnahmen 

erstmals explizit der „Grundsatz der Verhältnismäßigkeit“ beachtet wer-

den.101 Zudem wurde wie schon 2007 im Hinblick auf die an den Kon-

troll- und Verwaltungsprozessen beteiligten Organisationen ein „Ge-

samtziel des Abbaus des Verwaltungsaufwands“ formuliert.102 Selbst im 

Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise, als Fördergelder besonders 

schnell verfügbar sein mussten, ist es jedoch nur in begrenztem Umfang 

gelungen, die außergewöhnlich komplizierte und bürokratische Gover-

nance des ESF zu vereinfachen (Metis 2012). In Bezug auf die Prü-

fungsverfahren selbst können bzw. müssen die Mitgliedstaaten bereits 

seit 2000 wesentliche Befugnisse an private Firmen oder Sachverstän-

dige delegieren.103 Der Kommission steht es frei, eigeninitiativ Pro-

gramme in den Mitgliedstaaten zu bewerten.104 Vielfach genannt wird 

zudem die Forderung nach einer effektiveren Finanzkontrolle, ein-

schließlich der „Garantien […] von nationalen Prüfstellen“ gegenüber der 

Kommission.105 Begründet wird dies überwiegend mit dem „Schutz der 

finanziellen Interessen der Union“.106    

Insgesamt fällt auf, dass noch stärker und häufiger als im Rahmen 

der vorherigen Förderperiode das Ziel formuliert wird, Missbrauch und 

Betrug durch Mitgliedstaaten oder andere Begünstigte bzw. finanzielle 

und haushaltspolitische Risiken für die EU zu vermeiden.107 Zu diesem 

Zweck und um eine möglichst vorgabengetreue Mittelverwendung si-

cherzustellen, existieren in der Förderperiode 2014 bis 2020 weitrei-

chende Sanktionsmöglichkeiten. So kann die Kommission u. a. Zahlun-

gen aussetzen, Gelder zurückfordern und Strafzahlungen verhängen.108  

 

                                                 
100  1303/2013/EU, Präambel Nr. 55, Art. 53 Abs.1 und 4, Art. 57 Abs. 4. 

101  1303/2013/EU, Präambel Nr. 22 und Art. 4 Abs. 5. 

102  1303/2013/EU, Präambel Nr. 10, 29, 43, 48, 50, 95, 98, 107, 117, 122 und Art. 4 

Abs. 5, Art. 15 Abs. 1 lit. a Ziffer vi, Art. 27 Abs. 1 Unterabsatz 2, Art. 59 Abs. 1, Art. 

75 Abs. 2. 

103  1260/1999/EG, Art. 42 Abs. 2 und Art. 43 Abs. 2, 1083/2006/EG, Art. 47 Abs. 3 Un-

terabsatz 2, 1303/2013/EU, Präambel Nr. 126, Art. 124 Abs. 2.  

104  1303/2013/EU, Art. 56 Abs. 4. 

105  1303/2013/EU, Präambel Nr. 111 und Art. 123 Abs. 5. 

106  Siehe z. B. 1303/2013/EU, Präambel Nr. 71, 72, 119.  

107  Siehe z. B. 1303/2013/EU, Präambel Nr. 72 und 119, Art. 3 Nr. 36, Art. 75 Abs. 2. 

108  1303/2013/EU, Präambel Nr. 24 und 64, Art. 21 Abs. 6 und 7, Art. 22 Abs. 4 und 

Abs. 7 Unterabsätze 1 bis 3, Art. 23 Abs. 9, bis 11, Art. 83 Abs. 1 Unterabsätze 1 

und 2, Art. 85 Abs. 1, Art. 142 bis 147. 
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Pflichten zur Beteiligung externer „Partner“  
 

Das 1988 beschlossene Partnerschaftsprinzip systematisiert und erwei-

tert die Beteiligungs- und Mitwirkungsrechte bestimmter Akteure an den 

jeweiligen Phasen der Programmplanung, indem es die Entwicklung, 

Umsetzung und Kontrolle ESF-geförderter Maßnahmen als kollektiven 

Prozess definiert. Voraussetzung für die Mittelbewilligung ist seitdem, 

dass bestimmte staatliche Gebietseinheiten oder private Organisationen 

als „Partner“ in die Organisation und Umsetzung ESF-geförderter (Teil-) 

Programme einbezogen werden.   

Analog zur Programmplanung wurde auch der formale Geltungsbe-

reich des Partnerschaftsprinzips deutlich vergrößert. Dies zeigt ein Ver-

gleich der entsprechenden Legaldefinitionen aus den Jahren 1988 und 

2013. Für die Förderperiode 1989 bis 1993 wurde das Partnerschafts-

prinzip noch ausschließlich in Bezug auf staatliche Stellen definiert als  

 
„eine enge Konzertierung zwischen der Kommission, dem betreffenden Mit-
gliedstaat und von ihm bezeichneten, auf nationaler, regionaler, lokaler oder 
sonstiger Ebene zuständigen Behörden, wobei alle Parteien als Partner ein 
gemeinsames Ziel verfolgen.“

109
  

 

Diese waren seinerzeit an der „Vorbereitung, Finanzierung, Begleitung 

und Bewertung der Aktionen“, nicht aber an der Auswahl von Förder-

schwerpunkten zu beteiligen.110 Wie die Mitgliedstaaten diese Regelung 

mit Inhalten füllten, blieb ihnen insofern selbst überlassen, als dass die 

untersuchten europäischen Verordnungen über Form und Ausmaß der 

Beteiligung keinerlei Vorgaben machten. Wie die Tabellen A-5 und A-6 

im Anhang zeigen, wurde das Partnerschaftsprinzips mit jedem neuen 

ESF kontinuierlich um neue Anwendungsbereiche und Akteursgruppen 

erweitert. Die „Wirtschafts- und Sozialpartner“ und die „in den betreffen-

den Bereichen“ tätigen Einrichtungen müssen seit 1994 an der ESF-

Anwendung beteiligt werden.111 In Bezug auf „lokale Behörden“, „Regio-

nalentwicklungsorgane“ und „Nichtregierungsorganisationen“ besteht die 

Beteiligungspflicht seit dem Jahr 2000.112 

Die bisher weitreichendsten Vorschriften gelten in der aktuellen För-

derperiode. Nichtregierungsorganisationen, Sozialpartner sowie Wirt-

schaftsvertreter, Investoren und internationale Finanzinstitutionen verfü-

gen mittlerweile neben „lokalen Aktionsgruppen“, Vertretern der Zivilge-

sellschaft und vielen weiteren Akteuren in einzelnen oder gar sämtlichen 

                                                 
109  2052/88/EGW, Art. 4 Abs. 1. 

110  2052/88/EWG, Art. 4 Abs. 1. 

111  2084/93/EWG, Art. 4 Abs.1 und 2. 

112  1260/1999/EG, Art. 9 lit. I und Art. 8 Abs. 1 Unterabsatz 1. 
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Phasen der Programmplanung über formalisierte und somit einklagbare 

Zuständigkeiten. Bis zum Jahr 2020 existieren u. a. die folgenden Pflich-

ten über die Einbindung lokaler und regionaler Akteure, inklusive diver-

ser nichtstaatlicher Organisationen:  

 
„(1) Für die Partnerschaftsvereinbarung und für jedes Programm organisiert je-
der Mitgliedstaat gemäß seinem institutionellen und rechtlichen Rahmen eine 
Partnerschaft mit den zuständigen regionalen und lokalen Stellen. Dies umfasst 
auch eine Partnerschaft mit folgenden Partnern: 
a) zuständigen städtischen und anderen Behörden, 
b) Wirtschafts- und Sozialpartnern, und 
c) relevanten Stellen, die die Zivilgesellschaft vertreten, unter anderem Partnern 
des Umweltbereichs, Nichtregierungsorganisationen und Stellen für die Förde-
rung von sozialer Inklusion, Gleichstellung der Geschlechter und Nichtdiskrimi-
nierung. 
(2) Im Einklang mit dem Ansatz der Steuerung auf mehreren Ebenen binden die 
Mitgliedstaaten die in Absatz 1 aufgeführten Partner in die Ausarbeitung der 
Partnerschaftsvereinbarungen und Fortschrittsberichte und während der ge-
samten Vorbereitung und Umsetzung der Programme, einschließlich durch die 
Teilnahme an den Begleitausschüssen für Programme gemäß Artikel 48, 
ein.“

113
 

 

Individuell sehr unterschiedlich, besitzen die „Partner“ mehr oder weni-

ger weitreichende Beteiligungsrechte von der passiven Konsultation 

über eine aktive Rolle bei der Durchführung, Evaluierung und Definition 

von Förderprioritäten bis zu einem de facto Vetorecht der sog. „unab-

hängigen Prüfstelle“, deren Bericht und Gutachten ausschlaggebend für 

die Bestimmung der „Verwaltungs-“ und „Bescheinigungsbehörden“ ist, 

die wesentliche Verwaltungs- und Kontrollfunktionen ausüben.114 Damit 

die jeweiligen Stellen grundsätzlich in der Lage sind, ihre Rechte wahr-

zunehmen, müssen seit 2007 ESF-Gelder für den Kapazitätsaufbau der 

untergeordneten Behörden sowie der nichtstaatlichen Einrichtungen und 

Dachverbände verwendet werden.115    

Für die Anwendung der 2013 geschaffenen „Beschäftigungsinitiative 

für junge Menschen“ gilt die sog. „Ex-ante-Konditionalität“,116 dass „ein 

umfassender strategischer politischer Rahmen zur Förderung der Ju-

gendbeschäftigung [existiert]“.117 Diese zusätzliche Hürde für die Bewilli-

gung von Fördergeldern gilt für jene Regionen, die grundsätzlich An-

spruch auf die 6,4 Milliarden Euro der „Beschäftigungsinitiative“ haben, 

d. h. für jene Gebietseinheiten, in denen 2012 mindestens 25 Prozent 

der Jugendlichen arbeitslos waren (Europäische Kommission 2014a, 

                                                 
113  1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 1 und 2. 

114  1303/2013/EU, Präambel Nr. 17, Art. 5 Abs. 1 und 2, Art. 38 Abs. 4 lit. b und c. 

115  1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 1 lit e und Abs. 2 Unterabsatz 1 lit. b. Art. 5 Abs. 3 Un-

terabsatz 2; 1304/2013/EU, Präambel Nr. 8 und 23, Art. 3 Abs. 1 lit. d. 

116  1303/2013/EU, Art. 2 Nr. 33. 

117  1303/2013/EU, Anhang XI Nr. 8.6. 
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S. 8). Ferner wird diesbezüglich von den förderfähigen Regionen ver-

langt, speziell für die Aktionen zugunsten Jugendlicher eine zentrale Be-

hörde zu bestimmen, die 
 
„für die Verwaltung der Jugendbeschäftigungsmaßnahmen sowie für die Koor-
dinierung der Partnerschaften auf allen Ebenen und in allen Branchen zustän-
dig sein soll“

118
 

 
und  
 
„die für die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit relevanten Interessenträger 
einbindet.“

119
 

 

Eine weitere bedeutende Neuerung auf der Steuerungsebene stellen die 

sog. „Begleitausschüsse“ dar, mittels derer nichtstaatliche Akteure be-

reits seit 2000 Einfluss auf die Durchführung, Bewertung und Modifizie-

rung von Operationellen Programmen nehmen können.120 In der aktuel-

len Förderperiode muss für jedes Operationelle Programm – oder für 

mehrere parallel – ein solcher Ausschuss samt Geschäftsführung einge-

richtet werden und mindestens einmal jährlich zusammentreten.121 Seine 

Mitglieder sind Vertreter von „allen zuständigen regionalen und lokalen 

Stellen“, darunter u. a. Behörden, Nichtregierungsorganisationen, Re-

präsentanten der Zivilgesellschaft und der Wirtschafts- und Sozialpart-

ner.122 Verantwortlich ist er für die Prüfung der Durchführung, Kommuni-

kation und Bewertung von Programmen und die Begleitung von Projek-

tanpassungen und „Managemententscheidungen“.123 Die Kommission 

verspricht sich durch ihre „beratende“ Teilnahme an den Ausschussar-

beiten vermutlich einen verbesserten Zugang zu Informationen über die 

Einhaltung der Regeln bzw. über Probleme bei der Projektdurchfüh-

rung.124  

Ebenfalls im Förderzeitraum 2000 bis 2006 konnten erstmals Zustän-

digkeiten hinsichtlich der Durchführung und Verwaltung von ESF-

Interventionen privatisiert oder an lokale Behörden übertragen werden. 

Allerdings nur unter dem Vorbehalt, dass diese „vorzugsweise zuguns-

ten lokaler Entwicklungsinitiativen“ eingesetzt wurden. Zudem mussten 

diese „zwischengeschalteten Stellen“ […] über mehrjährige Erfahrung 

                                                 
118  1303/2013/EU, Anhang XI Nr. 8.6. 

119  1303/2013/EU, Anhang XI Nr. 8.6. 

120  1260/1999/EG, Art. 35, 1083/2006/EG, Art. 63. 

121  1303/2013/EU, Art. 47 Abs. 1, Art. 48 Abs. 1. 

122  1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 2, Art. 48. 

123  1303/2013/EU, Präambel Nr. 48 und 54, Art. 37 Abs. 3, Art. 38 Abs. 8, Art. 48, Art. 

49, Art. 56 Abs. 3, Art. 78 Abs. 2 Unterabsatz 2 lit. c, Art. 110, Art. 114 Abs. 1, Art. 

116 Abs. 2 und 3.  

124  1260/1999/EG, Art. 35 Abs. 1 Unterabsatz 1; 1083/2006/EG, Art. 64 Abs. 2; 

1303/2013/EU, Art. 48 Abs. 3. 
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auf dem betreffenden Gebiet verfügen und Aufgaben von öffentlichem 

Interesse wahrnehmen“.125 Schlüsselaufgaben der Verwaltung können 

seit 2007 an privatrechtliche Organisationen ausgelagert werden, indem 

diese im Auftrag oder unter Verantwortung der „Bescheinigungsbehör-

de“ oder „Verwaltungsbehörde“ teilweise oder vollständig deren Funktio-

nen übernehmen.126 Somit ist eine Privatisierung von Zuständigkeiten 

gestattet, die von 2007 bis 2013 zunächst auf Teile der Verwaltung und 

Durchführung von Operationellen Programme begrenzt war, und seit 

2014 von der Projektauswahl über die Begleitung und Administration 

von Operationellen Programmen bis zum Finanzmanagement und zur 

Finanzkontrolle reichen kann.127 

 

  

                                                 
125  1260/1999/EG, Art. 9 lit. i, Art. 27. 

126  1083/2006, Art. 42, Art. 59 Abs. 1 bis 3 i.V.m. Art. 2 Nr. 6; 1303/2013/EU, Präambel 

Nr. 106, Art. 2 Nr. 18, Art. 123 Abs. 1, 6 und 7. 

127  1083/2006, Art. 42, Art. 59 Abs.2; 1303/2013/EU, Präambel Nr. 107, Art. 125. 
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5. Fazit 
 

Die Förderung von Jugendlichen am Übergang zwischen Schule und 

Beruf stellte seit dem starken Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit Mitte 

der 1970er Jahre stets einen Schwerpunkt des Europäischen Sozial-

fonds (ESF) dar. In der Anfangsphase von 1985 bis 1971 konnten hin-

gegen weder Berufseinsteiger noch Maßnahmen der beruflichen 

Erstausbildung gefördert werden. Die Tätigkeiten des ESF waren auf 

Lohnsubventionen sowie Umsiedlungs- und Umschulungsbeihilfen für 

abhängig Beschäftigte und Selbständige sowie für Arbeitsuchende mit 

Berufserfahrung beschränkt. Jugendliche wurden zunächst überhaupt 

nicht adressiert. Dies änderte sich erst 1971 im Zuge der ersten ESF-

Reform. Seither bildeten junge Menschen – bis zu einem Alter von 25 

Jahren – fortwährend eine der Hauptzielgruppen der ESF-Tätigkeit (sie-

he die Tabellen A-1, A-2 und A-3 im Anhang).  

Die Zielvorgabe von 1971, Jugendliche primär beim Einstieg oder 

Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt zu unterstützen, dominiert grund-

sätzlich bis heute. Allerdings ist im Zeitverlauf eine erhebliche Auswei-

tung der förderfähigen Tätigkeiten und Bereiche feststellbar (siehe Ta-

belle A-4 im Anhang), um dieses Hauptziel zu erreichen. Von 1972 bis 

1993 waren zunächst nur berufliche Bildungsmaßnahmen mit Ausnah-

me der Lehre förderfähig. Diese Einschränkung wurde 1994 für die 

ärmsten Regionen und ab 2000 für das gesamte Unionsgebiet aufgeho-

ben. Für Aktionen im allgemeinen Schulsystem durften ESF-Mittel in den 

ärmsten Förderregionen seit 1994 und gemeinschaftsweit ab dem Jahr 

2000 eingesetzt werden. Der Bereich der allgemeinbildenden Schulbil-

dung rückte also – ebenso wie die Hochschulbildung – erst nach einer 

Ausweitung der Zuständigkeiten durch den Lissabon-Vertrag und durch 

das in der Lissabon-Strategie formulierte Bildungsziel (Europäischer Rat 

2000, Nr. 26) stärker in den Fokus des ESF.  

Die institutionelle Verknüpfung mit der Europäischen Beschäftigungs-

strategie (EBS) im Jahr 1999 stellte eine Zäsur für die programmatische 

Ausrichtung des ESF dar. In der Folge wurde die Förderung deutlich 

stärker auf „aktive“ bzw. „aktivierende“ Arbeitsmarktinstrumente ausge-

richtet. Insbesondere den kontinentaleuropäischen Mitgliedstaaten, die 

ihre Beschäftigungspolitiken bisher – weitgehend erfolglos – auf passive 

Leistungen und Aktionen zur Verknappung des Arbeitsangebots kon-

zentriert hatten (Weishaupt 2011, S. 105–150), boten sich somit fortan 

über den ESF durch Brüssel kofinanzierte Möglichkeiten, eigene Kon-

zepte für eine „aktive“ oder „aktivierende“ Arbeitsmarktpolitik analog zu 

den Definitionen aus der EBS zu entwickeln und umzusetzen. Zudem fi-

nanziert der Sozialfonds seit 1994 – schwerpunktmäßig seit 2007 – 

Maßnahmen mit dem Ziel struktureller bzw. systemverändernder Refor-
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men. Das Hauptanliegen diesbezüglich war und ist der Umbau der Ar-

beitsverwaltungen und eine effektivere Ausrichtung der Bildungssysteme 

an den Bedarfen der Arbeitsmärkte.128  

Ergänzt wurden diese Reformbemühungen insbesondere seit 2007 

durch stärker ganzheitlich orientierte, als „präventiv“ deklarierte Lö-

sungsansätze unter Einbeziehung sozialer Dienste für die Betreuung 

von Kindern und pflegebedürftigen Angehörigen sowie der Unterstüt-

zung von „lebenslangem Lernen“. In der aktuellen Förderperiode von 

2014 bis 2020 ist der ESF primär auf die Umsetzung der Kernziele, 

Leitinitiativen und Integrierten Leitlinien der Strategie „Europa 2020“ 

ausgerichtet.   

In der Einbeziehung weiterer Lebensabschnitte und -bereiche spie-

geln sich vermutlich Einflüsse der sozial- und bildungspolitischen Varian-

ten der Offenen Methode der Koordinierung (OMK) wider, die seit 2000 

sehr ähnliche Zielsetzungen verfolgten. Jugendspezifische Initiativen wie 

etwa die seit 2002 in der EU-Jugendpolitik praktizierte OMK oder die da-

raus entstandene EU-Jugendstrategie werden in den untersuchten Ver-

ordnungen an keiner Stelle direkt erwähnt.   

Übergangsprobleme wurden in den europäischen Verordnungen über 

den ESF vorwiegend im Kontext beschäftigungs- und arbeitsmarktpoliti-

scher Ziele thematisiert. Bildungsbezogene, sozialpädagogische oder 

sozialraumorientierte Fördermaßnahmen sollen demnach zur Bekämp-

fung und Vermeidung von Jugendarbeitslosigkeit beitragen. Verbesserte 

Chancen zur Arbeitsmarktteilhabe wiederum werden in den Verordnun-

gen durchgängig als wichtigster Hebel zur Verbesserung der sozialen 

Inklusion dargestellt. Vorrangiges Ziel bleibt folglich eine möglichst hohe 

allgemeine Beschäftigungsquote von Männern und Frauen. Die Bil-

dungsziele sind stark auf Qualifikationen für den Arbeitsmarkt fokussiert. 

Alternative Aspekte von Bildung beispielsweise als Ressource zur indi-

viduellen Lebensführung, als Prozess der Persönlichkeitsentwicklung 

oder als Befähigung zur demokratischen Willensbildung werden nur indi-

rekt oder gar nicht thematisiert.   

Somit fand in programmatischer Hinsicht einerseits eine kontinuierli-

che Ausweitung des Anwendungsbereichs des ESF statt (siehe Tabelle 

A-4 im Anhang). Dies gilt sowohl in Bezug auf durch den ESF tangierte 

Politikfelder als auch hinsichtlich der Ausdehnung des ESF-

Anwendungsbereichs über die Lebensspanne. Paradoxerweise lässt 

sich andererseits auch argumentieren, dass die Spielräume der Mit-

gliedstaaten in Bezug auf die ESF-Anwendung in dem Maße schrumpf-

                                                 
128  Siehe z. B. 2084/93/EWG, Art. 1 Unterabsatz 1 Nr. 4; 1784/1999/EG, Art. 3 Abs. 2 

lit. a; 1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. b Ziffer i und Art. 3 Abs. 1 lit. d Ziffer i; 

1303/2013/EU, Art. 3 Abs. 1 lit. d und Anhang XI Nr. 10.4. 
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ten, in dem die einschlägigen europarechtlichen Bestimmungen detail-

lierter und verbindlicher wurden. Anders ausgedrückt: Werden förderfä-

hige Aktionen explizit, detailliert und abschließend aufgelistet, so sind al-

ternative Mittelverwendungen gemäß eigener Präferenzen und Interpre-

tationen von zuvor sehr allgemeinen Oberbegriffen – z. B. „berufliche 

Bildung“ – deutlich erschwert, weil rechtlich gesehen ausgeschlossen.   

Die Verordnungen über den ESF enthalten jedoch nicht nur materielle 

Rechtsvorschriften, sondern auch verfahrensrechtliche Bestimmungen. 

Diese regeln etwa die Bereitstellung und den Zugang zu Informationen 

oder die Einbeziehung nichtstaatlicher Akteure in bürokratische Abläufe 

und die Planung, Umsetzung, Finanzierung und Bewertung von Maß-

nahmen. Ihre vollständige Einhaltung ist Voraussetzung für die Mittel-

bewilligung. Auch auf der Steuerungsebene nahmen Umfang, Rege-

lungstiefe und Komplexität der Normen – insbesondere nach der umfas-

senden Strukturreform im Jahr 1988 – beständig zu, wie anhand des 

Programmplanungsprinzips, der Kontrollmechanismen und des Partner-

schaftsprinzips gezeigt werden konnte. 

Die laufende Bewertung mittels messbarer Ergebnisse und Indikato-

ren wurde nach 1989 ebenfalls erheblich und kontinuierlich ausgeweitet. 

Zahlreiche Verfahrensregeln sind inzwischen mit Sanktionen bewehrt, 

die bis zur Aussetzung von Zahlungen oder vollständigen Rückförderung 

von Fördermitteln reichen können.  

Staatliche und nichtstaatliche Akteure auf der regionalen und der lo-

kalen Ebene erhielten seit 1994 verstärkt formalisierte Zuständigkeiten 

und Kompetenzen im Bereich der europäischen Struktur- und Kohäsi-

onspolitik (siehe die Tabellen A-5 und A-6 im Anhang). Gegenwärtig 

nehmen Nichtregierungsorganisationen, Sozialpartner sowie Wirt-

schaftsvertreter, Investoren und internationale Finanzinstitutionen neben 

„lokalen Aktionsgruppen“, Vertretern der Zivilgesellschaft und vielen wei-

teren Akteuren in einzelnen oder gar sämtlichen Phasen der Programm-

planung – der Ausarbeitung, Durchführung, Finanzierung, Bewertung 

und Kontrolle – einen festen Platz ein.   

Somit müssen die Mitgliedstaaten mittlerweile einen hochdifferenzier-

ten institutionellen Rahmen aus formalisierten Regeln und Verfahren be-

folgen, um auf ESF-Gelder zugreifen zu können. Gleichzeitig betonen 

die Verordnungen über die beiden letzten Förderperioden von 2007 bis 

2020 das Ziel, den Verwaltungsaufwand für die staatlichen Stellen und 

die geförderten Organisationen reduzieren zu wollen. Die langen Vor-

laufzeiten, der hohe Zeitaufwand bei der Beantragung der Fördermittel, 

die zeitlich befristete Projektfinanzierung und schließlich die Unsicher-

heit über eine Förderzusage und drohende Sanktionen bei fehlerhafter 

Regelanwendung stellen jedoch weiterhin eine große Herausforderung 

für die Fördernehmerseite dar. 
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Anhang: Tabellen 
 

Tabelle A-1: Entwicklung der vorrangigen Ziele für die ESF-Anwendung, nach Förderperioden, 1989–2020 

  

Förderperiode Vorrangige Ziele* 

1989 – 19931 Ziel 1: „Förderung der 
Entwicklung und der struk-
turellen Anpassung der 
Regionen mit Entwick-
lungsrückstand“ 

Ziel 2: „Umstellung der 
Regionen, Grenzregionen 
oder Teilregionen  (ein-
schließlich Arbeitsmarkt-
regionen und städtische 
Verdichtungsräume), die 
von der rückläufigen in-
dustriellen Entwicklung 
schwer betroffen sind“ 

Ziel 3: „Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslo-
sigkeit“ 
[nur für über 25-
Jährige]

2
 

 

Ziel 4: „Erleichterung der 
Eingliederung der Jugend-
lichen in das Erwerbsle-
ben“ 
 

Ziel 4: „Erleichterung der 
beruflichen Eingliederung 
von Jugendlichen unter 25 
Jahren, die das Alter er-
reicht haben, in dem die 
Vollzeitschulpflicht endet, 
und die eine Beschäftigung 
suchen, gleich, wie lange 
diese Arbeitssuche dauert“ 

Ziele 5a und 5b: „Im Hin-
blick auf die Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik 
a) beschleunigte Anpassung 
der Agrarstrukturen, 
b) Förderung der Entwick-
lung des ländlichen Raums“ 

1994 – 19993 Ziel 1: „Förderung der 
Entwicklung und der struk-
turellen Anpassung der 
Regionen mit Entwick-
lungsrückstand“ 

Ziel 2: „Umstellung der 
Regionen, Grenzregionen 
oder Teilregionen (ein-
schließlich Arbeitsmarkt-
regionen und Verdich-
tungsräume), die von der 
rückläufigen industriellen 
Entwicklung schwer be-
troffen sind“ 

Ziel 3: „Bekämpfung 
der Langzeitarbeitslo-
sigkeit und Erleichte-
rung der Eingliederung 
der Jugendlichen und 
der vom Ausschluß aus 
dem Arbeitsmarkt be-
drohten Personen in 
das Erwerbsleben“ 

Ziel 4: „Erleichterung der 
Anpassung der Arbeitskräf-
te an die industriellen 
Wandlungsprozesse und 
an Veränderungen der 
Produktionssysteme“ 
 

Ziel 5a und 5b: „Förderung 
der Entwicklung des ländli-
chen Raums  
a) durch beschleunigte An-
passung der Agrarstrukturen 
im Rahmen der Reform der 
gemeinsamen Agrarpolitik, 
b) durch Erleichterung der 
Entwicklung und der Struk-
turanpassung 

2000 – 20064 Ziel 1: „Förderung der 
Entwicklung und der struk-
turellen Anpassung der 
Regionen mit Entwick-
lungsrückstand“ 

Ziel 2: „Unterstützung der 
wirtschaftlichen und sozi-
alen Umstellung der Ge-
biete mit Strukturproble-
men“ 

Ziel 3: „Unterstützung der Anpassung und Modernisierung der Bildungs-, Ausbil-
dungs- und Beschäftigungspolitiken und -systeme“ […]  
 

„Dieses Ziel dient als finanzielle Unterstützung für außerhalb der unter das Ziel 1 fal-
lenden Regionen und als politischer Bezugsrahmen für alle auf nationaler Ebene zu-
gunsten der Humanressourcen durchgeführten Aktionen, unbeschadet der regionalen 
Besonderheiten.“ 

 



MENZ: FÖRDERUNG VON JUGENDLICHEN DURCH DEN ESF | 44 

2007 – 20135 „das Ziel „Konvergenz“, das in der Beschleunigung der 
Konvergenz der Mitgliedstaaten und Regionen mit dem 
größten Entwicklungsrückstand durch Verbesserung 
der Voraussetzungen für Wachstum und Beschäftigung 
besteht; erreicht werden soll dies durch die Steigerung 
und qualitative Verbesserung der Investitionen in physi-
sche und Humanressourcen, die Entwicklung der Inno-
vation und der Wissensgesellschaft, die Förderung der 
Fähigkeit zur Anpassung an den Wandel in Wirtschaft 
und Gesellschaft, den Schutz und die Verbesserung der 
Umwelt sowie eine effiziente Verwaltung. Dieses Ziel 
stellt die Priorität der Fonds dar“ 

„das Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung“, das außerhalb der Regionen mit dem 
größten Entwicklungsrückstand zur Anwendung 
kommt, besteht in der Stärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit und Attraktivität der Regionen sowie der Be-
schäftigung durch Antizipation des Wandels in Wirt-
schaft und Gesellschaft, einschließlich der Verände-
rungen im Zusammenhang mit der Öffnung des Han-
dels; erreicht werden soll dies durch die Steigerung 
und qualitative Verbesserung der Investitionen in das 
Humankapital, durch Innovation und Förderung der 
Wissensgesellschaft, Förderung des Unternehmer-
geistes, Schutz und Verbesserung der Umwelt, Ver-
besserung der Zugänglichkeit, Förderung der Anpas-
sungsfähigkeit von Arbeitnehmern und Unternehmen 
sowie Entwicklung von integrativen Arbeitsmärkten“ 

„das Ziel „Europäische ter-
ritoriale Zusammenarbeit“, 
das in der Stärkung der 
grenzübergreifenden Zu-
sammenarbeit durch ge-
meinsame lokale und regio-
nale Initiativen, der Stärkung 
der transnationalen Zusam-
menarbeit in Gestalt von den 
Prioritäten der Gemeinschaft 
entsprechenden Aktionen 
zur integrierten Raument-
wicklung und dem Ausbau 
der interregionalen Zusam-
menarbeit und des Erfah-
rungsaustauschs auf der 
geeigneten territorialen 
Ebene besteht“ 

2014 – 20206 7 Ziel 1: „Stärkung von For-
schung, technologischer 
Entwicklung und Innovati-
on“ 

Ziel 2: „Verbesserung der 
Barrierefreiheit sowie der 
Nutzung und Qualität von 
IKT“ 
 

Ziel 3: „Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit von 
KMU, des Agrarsektors 
(beim ELER) und des Fi-
scherei- und Aquakultur-
sektors (beim EMFF)“ 
 

Ziel 4: „Förderung der 
Bestrebungen zur Verrin-
gerung der CO 2 - Emis-
sionen in allen Branchen 
der Wirtschaft“ 
 

Ziel 5: „Förderung der 
Anpassung an den Kli-
mawandel sowie der 
Risikoprävention und 
des Risikomanage-
ments“ 
 

Ziel 6: „Erhaltung und 
Schutz der Umwelt so-
wie Förderung der Res-
sourceneffizienz“ 
 

Ziel 7: „Förderung von 
Nachhaltigkeit im Ver-
kehr und Beseitigung 
von Engpässen in wich-
tigen Netzinfrastrukturen“ 

Ziel 8: „Förderung nachhal-
tiger und hochwertiger Be-
schäftigung und Unterstüt-
zung der Mobilität der Ar-
beitskräfte“ („Beschäfti-
gungsziel“) 
 

Ziel 9: „Förderung der so-
zialen Inklusion und Be-
kämpfung von Armut und 
jeglicher Diskriminierung“ 
(„Armutsziel“)“ 
 
 

Ziel 10: „Investitionen in Bil-
dung, Ausbildung, und Be-
rufsbildung für Kompetenzen 
und lebenslanges Lernen“ 
(„Bildungsziel“) 

Ziel 11: „Verbesserung der 
institutionellen Kapazitäten 
von öffentlichen Behörden 
und Interessenträgern und 
der effizienten öffentlichen 
Verwaltung“  

*Anmerkungen „Vorrangige Ziele“ wurden mit der Strukturfondsreform 1988 neu eingeführt und 1989 erstmals überhaupt verwendet. 

Quellen 
 

1 
2052/88/EWG, Art. 1 und 2 

2
 4255/88/EWG, Art. 2 lit. a 

 

3
 2081/93/EWG, Art. 1 

4
 1260/1999/EG, Art. 1 

5
 1083/2006/EG, Art. 3 

Abs. 2 

6
 1303/2013/EU, Art. 9 

7
 1303/2013/EU, Anhang XI 
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Tabelle A-2: Definitionen jugendlicher Zielgruppen in den europäischen Verordnungen über den ESF, nach Förderperioden, 1958–2020 

 

 

Förder- 

periode 

Definitionen jugendlicher Zielgruppen* 

1958–1971 – keine explizite jugendliche Zielgruppe 
– nur Förderung von Jugendlichen möglich, die bereits zuvor als Arbeitnehmer oder Selbständige erwerbstätig waren oder aktuell sind

1
  

1972–1983 – „Jugendliche[ ] unter 25 Jahre, die auf Grund fehlender oder der Nachfrage nicht entsprechender Berufskenntnisse ohne Arbeit sind“ 
(ab 1972)

2
 

– „Förderung der Beschäftigung und der geographischen und beruflichen Mobilität arbeitsloser oder arbeitsuchender Jugendlicher un-
ter 25 Jahren“,

3
 darunter besonders jener, „die ihre erste Arbeitsstelle suchen“

4
 (jeweils ab 1975)      

– „[…] Zuschüsse für Aktionen […] die die Eingliederung oder Wiedereingliederung von […] jungen Arbeitnehmern in den Arbeitspro-
zeß zum Ziel haben“ (1972–1983)

5 
 

1983–1988 – „Zuschüsse des Fonds können an erster Stelle zur Förderung der Beschäftigung von Jugendlichen unter fünfundzwanzig Jahre ge-
währt werden, vor allem derjenigen, die wegen fehlender beruflicher Ausbildung oder inadäquater Ausbildung besonders schlechte 
Beschäftigungsmöglichkeiten haben, sowie derjenigen, die Langzeitarbeitslose sind.“

6
 

1989–1993 – „Jugendliche nach Abschluß der obligatorischen Vollzeit-Schulbildung (Ziel 4)“
7
 

– „für Maßnahmen zur […] Erleichterung der beruflichen Eingliederung von Jugendlichen unter 25 Jahren, die das Alter erreicht haben, 
in dem die Vollzeitschulpflicht endet, und die eine Beschäftigung suchen, gleich, wie lange diese Arbeitssuche dauert“ (Ziel 4)

8
  

– Jugendliche, die im Sekundarschulsystem oder im Rahmen „eines entsprechenden Systems“ gezielt auf Berufsbildung „nach Ende 
der Vollzeitschulpflicht“ vorbereitet werden (Ziel 1)

9
 

1994–1999 – „Erleichterung der beruflichen Eingliederung von Jugendlichen, die eine Beschäftigung suchen […]  
einschließlich der Möglichkeit einer bis zu zwei Jahren oder länger dauernden Erstausbildung zur Erreichung einer beruflichen Quali-
fikation und der Möglichkeit einer Berufsausbildung, die der Pflichtschulbildung entspricht, mit der Bedingung, daß die Jugendlichen 
am Ende dieser Ausbildung alt genug sind, um eine Beschäftigung aufzunehmen“ (Ziel 3)

10 

2000–2006 – „Unterstützung der beruflichen Eingliederung von Jugendlichen“
11

 (keine Altersangabe, nicht auf ein vorrangiges Ziel begrenzt) 

2007–2013 – „benachteiligten Personen wie […] Schulabbrechern“
12

 
– „Zugang insbesondere niedrig qualifizierter […] Arbeitnehmer zu Fortbildungsmaßnahmen, Qualifikationen und Kompetenzen“

13
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2014–2020 – „Ziel 10 („Bildungsziel“): Schulabgänger ohne weiterführenden Abschluss“
14

 
 

Neu eingeführte Zielgruppe der sog.„NEETs“ („young people not in employment, education or training“): 
– Ziel 8 („Armutsziel“): „dauerhafte Eingliederung von jungen Menschen in den Arbeitsmarkt, insbesondere von solchen, die weder ei-

nen Arbeitsplatz haben noch eine schulische oder berufliche Ausbildung absolvieren, darunter junge Menschen, denen soziale Aus-
grenzung droht und die Randgruppen angehören, ins Erwerbsleben […]“

15
    

– im Hinblick auf die „Beschäftigungsinitiative für junge Menschen“, die hälftig (3,2 von 6,4 Mrd. Euro) durch den ESF finanziert wird: 
– „Zielgruppe der Initiative sind alle jungen arbeitslosen oder nicht erwerbstätigen Menschen (auch Langzeitarbeitslose) unter 25 Jah-

ren, die in den förderungsberechtigten Regionen wohnen und die keine Arbeit haben und keine schulische oder berufliche Ausbildung 
absolvieren, unabhängig davon, ob sie arbeitslos gemeldet sind oder nicht. Auf freiwilliger Basis können Mitgliedstaaten beschließen, 
die Zielgruppe zu erweitern, um junge Menschen unter 30 Jahren einzubeziehen.“

16
 

 

*Anmerkungen Für jede Förderperiode wurden jeweils die beiden übergeordneten europäischen Verordnungen ausgewertet: die allgemeine Verordnung über alle 
Strukturfonds sowie die ESF-Verordnung. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass z. B. im Rahmen der Europäischen Beschäftigungsstrate-
gie oder in Durchführungsverordnungen weitere Definitionen jugendlicher Zielgruppen vorgenommen wurden, die auch für die Anwendung des ESF be-
deutend waren oder noch sind. Dies gilt insbesondere für die vier Förderperioden ab dem Jahr 1994. 

Quellen 
 

1 
VO (EWG) Nr. 9 vom 31.08.1960, Art. 
3, 4, 6 und 7; BMAS o. J. 

2
 71/2396/EWG, Art. 1 Abs. 2 lit. c  

3
 75/459/EWG, Art. 1 Abs. 1 

4 
75/459/EWG, Art. 1 Abs. 2 

 5
 71/66/EWG, Art. 5 Abs. 1 Unterabsatz 
2 

 

6 
83/516/EWG, Art. 4 Abs. 1 

7 
2052/88/EWG, Art. 3 Abs. 2 
Unterabsatz 2 lit. b

 

8 
4255/88/EWG, Art. 2 lit. a 

9
 4255/88/EWG, Art. 1 Abs. 5 

10
 2084/93/EWG, Art. 1 Unter-

absatz 1 Nr. 1 lit. b
 

11 
1784/1999/EG, Art. 2 Abs. 1 

lit. a  
12 

1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 1 
lit. c Ziffer i; 1083/2006/EG, 
Anhang IV Nr. 73 

13
 1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. a Ziffer 

I 
 

14 
1303/2013/EU, Anhang XI Nr. 10.1 

15
 1304/2013/EU, Art. 3 Abs. 1 lit. a Ziffer 

ii 
16

 1304/2013/EU, Art. 16 Unterabsatz 1 
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Tabelle A-3: Festlegung der Prioritäten der ESF-Mittelverwendung, nach Förderperioden, 1958–2020 

 

Förder- 

periode 

Prioritätensetzung* 

1958–1971 – Beihilfen zur Umsiedlung und Umschulung „arbeitsloser Arbeitskräfte“
1
 

– die Kriterien für die Allokation der Fördermittel bestimmten die Mitgliedstaaten selbst
2
  

1972–1983 ca. 90% aller ESF-Ressourcen für berufliche Berufsbildungs- und Fortbildungsmaßnahmen
3
  

1983–1988 mind. 75% der ESF-Gesamtmittel für unter 25-Jährige
4
    

– „insbesondere Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten für Jugendliche, vor allem durch Maßnahmen der be-

ruflichen Bildung im Anschluß an die Vollzeitschulpflicht“
5
  

1989–1993 95 Prozent der ESF-Mittel für nur zwei Anwendungsbereiche vorgesehen:
6
  

(1) berufliche Bildung (ggf. inkl. Berufsberatung)  
(2) Lohnsubventionen und Zuschüsse zur Existenzgründung andererseits.  

 

– Vorrangigkeit konkreter Maßnahmen ergab sich aus den „Erfordernissen und Aussichten des Arbeitsmarkts“
7
  

– anhand dieser Vorgaben erstellte die Kommission für mind. drei Jahre „Leitlinien“ für die Festlegung der Schwerpunktbereiche
8
  

1994–1999 „in erster Linie für“
9
     

– berufliche Eingliederung von Langzeitarbeitslosen (nur über 25-Jährige)  

– berufliche Eingliederung von Jugendlichen (inkl. ganzer Ausbildungsgänge, „vorbereitender beruflicher Bildung“, Beschäftigungsbeihilfen) 

auf dieser Grundlage legte jeder Mitgliedstaat „bei der Planung und Programmierung“ gemeinsam mit der Kommission die Schwerpunkte 
fest:

10
  

– Kriterien: Mittelkonzentration auf „Bereiche mit dem größten Bedarf“ und auf die „wirksamsten Maßnahmen“
11

     
 

„Leitlinien“ der Kommission ab sofort ersatzlos gestrichen, stattdessen jetzt Koordinierung „über die Festlegung der politischen Ziele“
12

    

2000–2006 Schwerpunkte aus den „nationalen beschäftigungspolitischen Aktionsplänen“ der Europäischen Beschäftigungsstrategie (EBS)
13

 –  

„aktive“ Arbeitsmarktpolitiken gemäß der EBS haben Vorrang, alternative Aktionen müssen gesondert begründet werden
14

  
 

Grundsatz: „auf die wichtigsten Erfordernisse und die wirksamsten Maßnahmen ausgerichtet“
15

  

– dabei wurden „besonders berücksichtigt“:
16

   

„d) Förderung von qualifizierten, ausgebildeten und anpassungsfähigen Arbeitskräften, der Innovation und der Anpassungsfähigkeit 
bei der Arbeitsorganisation, der Entwicklung des Unternehmergeistes, der Erleichterung zur Schaffung von Arbeitsplätzen sowie 
der Qualifizierung und Verstärkung des Arbeitskräftepotentials in Forschung, Wissenschaft und Technologie“ 

e) Erwerbsbeteiligung von Frauen und Maßnahmen zur „Verringerung der geschlechtsspezifischen […] Aufgliederung des Arbeitsmarkts“ 
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Förder- 

periode 

Prioritätensetzung* 

2007–2013 60% der Mittel für das Ziel „Konvergenz“ (ESF, EFRE, Kohäsionsfonds) bzw. 75% der ESF-Mittel für das Ziel „Regionale Wettbewerbsfä-

higkeit und Beschäftigung“ (ESF, EFRE)
17

   

– für die „EU-Prioritäten Förderung der Wettbewerbsfähigkeit und Schaffung von Arbeitsplätzen“
17

 und 

– „insbesondere auch“ zur Umsetzung der Europäischen Beschäftigungsstrategie (Integrierte Leitlinien 2005–2010)
17 

 

– zu diesem Zweck wurde per Verordnung eine Liste von „Ausgabenkategorien“ festgelegt, die ggf. erweitert werden konnte
18

  

2014–2020 Vorrang hat die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit – neben der „Bewältigung der sozialen Auswirkungen der Krise und der Förde-
rung der sozialen Inklusion“

19
 

– EU 2020-Strategie als übergeordnete „thematische Konzentration“ aller europäischen Struktur- und Investitionsfonds
20

 

– absolute Priorität haben jene Maßnahmen, die bzgl. der Umsetzung der EU 2020-Strategie „den größten Mehrwert bieten,“
21 

 
– inkl. ihrer Leitinitiativen „Jugend in Bewegung“, „Agenda für neue Kompetenzen und Beschäftigungsmöglichkeiten“ und der „Euro-

päischen Plattform zur Bekämpfung der Armut“
22

  

– Integrierte Leitlinien und länderspezifische Ratsempfehlungen zur Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik gemäß Art. 121 Abs. 2 und 

Art. 148 Abs. 4 AEUV,
23

 somit Anbindung an die Konzepte und Instrumente aus der Europäischen Beschäftigungsstrategie 

– mind. 60%, 70% bzw. 80% der ESF-Mittel jedes Operationellen Programms für maximal 5 „Investitionsprioritäten“ (je höher entwickelt 

die Region im EU-Vergleich, desto höher der Prozentsatz)
24

   

*Anmerkungen unter Berücksichtigung aller Aufgaben und vorrangigen Ziele des ESF, nicht nur jener mit unmittelbarem Bezug zu Jugendlichen 

Quellen 
 

1
   VO (EWG) Nr. 9 vom 31.08.1960, Art. 1 

2
   Europäisches Parlament 2014, S. 1–2 

3    
Europäische Kommission 1998, S. 15 

4
   83/516/EWG, Art. 7 Abs. 1 

5
   83/516/EWG, Art. 3 Abs. 1 

6
   4255/88/EWG, Art. 1 Abs. 1 

7
   4255/88/EWG, Art. 4 Abs. 3 

8 
  4255/88/EWG, Art. 4 Abs. 1 und 3 

9
   2084/93/EWG, Art. 1 Unterabsatz 1 Nr. 1 

lit. a und b 
10

   2084/93/EWG, Art. 3 
 

11
   2084/93/EWG, Art. 3 

12
   2084/93/EWG, Präambel 

13
   1784/1999/EG, Art. 2 Abs. 1 

14   
1260/1999/EG, Art. 11 Abs. 2 Unterabsatz 2 

15
   1784/1999/EG, Art. 4 Abs. 1 Unterabsatz 2 

16  
 1784/1999/EG. Art. 4 Abs. 1 i. V. m. Art. 2 

Abs. 1 lit. d und e
 

17
   1083/2006/EU, Art. 9 Abs. 3 Unterabsatz 1 

18
   1083/2006/EG, Art. 9 Abs. 3 Unterabsatz 2 

und Anhang IV 

19
   1303/2013/EU, Anhang I Nr.2 Ziffer 2 

20
   1303/2013/EU, Art. 18 

21
   1303/2013/EU, Art. 18 i. V. m.  Anhang I Nr. 2 Zif-

fern 1 und 2 
22

   1304/2013/EU, Präambel Nr. 3 Satz 3 
1303/2013/EU, Anhang I Nr. 1 

23     
1303/2013/EU, Art. 18 und Anhang I Nr. 2; 
1304/2013/EU, Art. 2 Abs. 2 und Art. 4 Abs. 1 

 

24     
1304/2013/EU, Art. 4 Abs. 3 
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Tabelle A-4: ESF-Maßnahmen für Jugendliche – förderfähige Tätigkeiten und Bereiche, 1958–2020  

 

Förder-

periode 

förderfähige Tätigkeiten und Bereiche* neu 

1958–1971 – Lohnsubventionen
60

  
– Beihilfen zur „Umsiedlung“ und „Berufsumschulung ar-

beitsloser Arbeitskräfte“
60 

 
 

– nur Förderung von Jugendlichen möglich, die bereits er-
werbstätig waren oder sind

61
  

– reguläre Ausbildungsgänge explizit nicht förderfähig
62

  

 

1972–1983 – berufliche Bildung und Weiterbildung
63

  
– „Ausbildung hochqualifizierter Arbeitskräfte“

64
 

– Mobilitätshilfen
65

  
– Lohnsubventionen

66
  

– Berufsberatung
67

   

– berufliche Bildung für arbeitslose oder arbeitsuchende Ju-
gendliche, ab 1975 insbesondere für Berufseinsteiger

68
  

– Zuschüsse für Selbständige (ab 01.01.1978)
69

 
– private Träger förderberechtigt

70
 

1983–1988 – berufliche Bildung „im Anschluß an die Vollzeitschul-
pflicht“

1
 

– Berufsberatung
1
     

– Einstellungsbeihilfen
1
 

– Mobilitätshilfen
1
     

– „technische Beratung zur Schaffung von Arbeitsplätzen“
1 
 

– Zuschüsse für „Ausbilder, Berufsberater, Arbeitsvermittler 
oder Entwicklungsberater“

2 
 

1989–1993 – Berufsbildung (ausdrücklich ohne duale Ausbildungsgän-
ge)

3
  

– Berufsberatung
4
  

– Lohnsubventionen
5
  

– „Beihilfen zur Existenzgründung“
6
  

– „Maßnahmen innovativer Art“ jetzt ausschließlich zur Ent-
wicklung neuer Modelle der Berufsbildung

7
 (von 1983–1988 

frei wählbar) 
 

nur in Ziel-1-Regionen:
8
  

– Berufsbildung inkl. schulische Anteile einer Lehre 
– „berufliche Ausbildung nach Ende der Vollzeitschulpflicht“, 

die im Rahmen der Sekundarbildung „oder eines entspre-
chenden Systems“ absolviert wird („nach Ende der Vollzeit-
schulpflicht“)  

1994–1999 – „Beschäftigungsbeihilfen“, z. B. als Beihilfen zur Einstel-
lung, Mobilität, Existenzgründung

9
  

– berufliche Bildung (inkl. einer Lehre)
10

 
– Ausbildung von Ausbildungs- und Unterstützungspersonal

10
 

– reguläre Ausbildungsgänge nun gemeinschaftsweit zu-
schussfähig

11
  

– berufliche Bildung während der „Pflichtschulbildung“
79

  
– „vorbereitende Ausbildung, einschl. Verbesserung der 
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grundlegenden Kenntnisse, Orientierung und Beratung“
12

  
– „Versorgung betreuungsbedürftiger Personen“

13
   

– „Chancengleichheit“ von Frauen und Männern
14 

 
 

nur in Ziel-1-Regionen:
15

  
– „Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung“ 
– „Ausbildung öffentlicher Bediensteter […] für die Durchfüh-

rung von politischen Maßnahmen“ 
– allgemeine Bildung (v.a. Lehrkräfte, Verwaltungspersonal)  
– „Verbindungen zwischen Ausbildungsstätten oder Hochschu-

leinrichtungen und Unternehmen“  
– Bildungsangebote in Sekundarbildungssystemen und 

„gleichwertige[ ] Bildungsangebote“ 
– Hochschulausbildung 

2000–2006 – berufliche Bildung, „Lehrlingsausbildung“
16

  
– „Ausbildung und Qualifikationen“ für Arbeitnehmer

80
 

– „vorbereitende Ausbildung“
16

  
– „Orientierung, Beratung“

16
   

– „Beschäftigungshilfen“ und Beihilfen zur Existenzgrün-
dung

17
   

– „berufliche Weiterbildung“
16

   
– „berufliche Rehabilitation“ (ohne Alterseinschränkung)

16 
 

– spezifische Beschäftigungsförderung für Frauen
18

  
– „Bereitstellung von Betreuungsdiensten und -

einrichtungen“
19

   
– „Ausbildung von Lehrkräften, Ausbildungspersonal und 

sonstigem Personal“
20

    
– Unterstützung der „beruflichen Mobilität“

21
   

– „öffentlich geförderte[ ] Beschäftigung (Drittes System)“
24

  

– „aktive Arbeitsmarktpolitiken“
22

    
– „allgemeine Bildung“ im gesamten Unionsgebiet

23
 

– „lebensbegleitendes Lernen“
21

  
– Förderung der „Beschäftigungsfähigkeit“

23
 

– „Entwicklung des Unternehmergeistes“
25

  
– „sozialpädagogische Begleitmaßnahmen“

17
  

– „lokale Beschäftigungsinitiativen“
26

 
– „Zuschüsse für Strukturen und Systeme“,

20
 u. a.:  

– „Modernisierung und größere Effizienz der Arbeitsver-
waltungen“

27
  

– Vernetzung von Bildungsinstitutionen mit der „Arbeits-
welt“

28
 

– Prognosen neuer Arbeitsmodelle /-organisation
29

  
– neue Zielgruppe „Asylbewerber“ (im Rahmen der ESF-

Gemeinschaftsinitiative EQUAL)
74

 

2007–2013 – „lebensbegleitendes Lernen“
30

  
– „Unternehmergeist und Innovation“ / „Unternehmens-

gründungen“
31

   
– „Lehrlingsausbildung“

32
  

– „Fortbildungsmaßnahmen“
32

  
– „Vermeidung […] insbesondere […] der Jugendarbeitslo-

sigkeit […] durch“:
81

 
– „Modernisierung und Stärkung der Arbeitsmarktin-

stitutionen, insbesondere der Arbeitsmarktverwal-
tungen und andere einschlägige [EU-]Initiativen […] 

– Förderung von Partnerschaften, Bündnissen und Initiativen 
durch „Vernetzung der relevanten Akteure“

81
   

– auf lokaler bis transnationaler Ebene 
– „als Anstoß für Reformen“  
 

– „Konzipierung & Verbreitung innovativer und produktiverer 
Formen der Arbeitsorganisation“

40
   

 

– Steigerung der „Qualität“  
– von Arbeitsplätzen

41
  

– von allgemeiner, beruflicher und tertiärer Aus- und Wei-
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zur Erreichung der Vollbeschäftigung […]“
33

   
– (Re-)Integration „von benachteiligten Personen, wie sozial 

ausgegrenzten Personen, Schulabbrechern […] ins Er-
werbsleben“, u. a. durch Verbesserung der Beschäfti-
gungsfähigkeit, berufliche Aus- und Weiterbildung und 
begleitende soziale Dienste

35
  

– „Gleichstellung“, Förderung von Frauen
36

 
– erhöhte Erwerbsbeteiligung von Migranten, inkl. Asylbe-

werbern
37

 
– geografische und berufliche Mobilität

37
  

– Anti-Diskriminierung bzgl. „Zugang zu“ und „Vorankom-
men im Arbeitsmarkt,“ 

– u. a. durch „Förderung lokaler Beschäftigungsinitiati-

ven“
38

   

– „Reformen in den Systemen der allgemeinen und berufli-
chen Bildung“

39
 

 Reformziele:
39

  

– „Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit“ 
– „Verbesserung der Arbeitsmarktrelevanz […] der all-

gemeinen und beruflichen Aus- und Weiterbildung“  
– „fortlaufende[ ] Aktualisierung der Fähigkeiten der 

Lehrkräfte“  

terbildung“
71 

 
– und qualitative Verbesserung der Investitionen in das 

Humankapital“
72

 
 

– Ziel der „dauerhaften“ Integration in den Arbeitsmarkt
42

  
 

– neue Beihilfen für Migranten: „Sprachschulung und Aner-
kennung von Kompetenzen und erworbenen Fähigkei-
ten“

37
 

 

– Gleichstellung: Aktionen in Bezug auf die „direkten und indi-
rekten Ursachen des geschlechtsspezifischen Lohngefälles“

36
 

 

neue „aktive[ ] und präventive[ ] Maßnahmen“ zur Erhöhung 
der Erwerbsquoten und „Vermeidung“ von (Jugend-) Arbeitslo-
sigkeit,   u. a.:

34
 

– Förderung u. a. von Jugendlichen anhand von „frühzeitige[r] 
Bedarfsermittlung mit individuellen Aktionsplänen und per-
sonalisierter Unterstüzung“

82
  

– „auf den Einzelfall zugeschnittene Fortbildung, Arbeitsplatz-
suche“

82
 

– „Arbeitsplatzverlagerungen und Mobilität“
82

 
– „selbstständige Erwerbstätigkeit und Unternehmensgrün-

dung“
82

 
– „Anreize zur Förderung der Teilnahme am Arbeitsmarkt“

82
 

– bessere „Vereinbarkeit von Arbeits- und Privatleben“ durch 
„Kinderbetreuung“ und „Betreuungsmaßnahmen“

82
 

2014–2020 Ziel Nr. 8 („Beschäftigungsziel“)
43

  
– „Zugang zu Beschäftigung für Arbeitsuchende und Nicht-

erwerbstätige […] auch durch lokale Beschäftigungsini-
tiativen und Förderung der Mobilität“  

–  „dauerhafte Eingliederung“ von Jugendlichen in den Ar-
beitsmarkt, „insbesondere“ von sog. „NEETs“ (Jgdl., die 
weder am Arbeitsmarkt noch an beruflicher/schulischer 
Ausbildung teilnehmen), inkl. Durchführung der Jugend-
garantie    

– „Selbstständigkeit, Unternehmergeist und Gründung 
von Unternehmen“ 

– „Gleichstellung“ von Frauen und Männern, Vereinbarkeit 
Familie-Beruf 

 

– Förderung privater Arbeitsverwaltungen
48

  
 

– Ausweitung des Qualitätsanspruchs auf „hochwertige[ ]“ 
Dienstleistungen, Früherziehung und Stellen- und Prakti-
kumsangebote für Benachteiligte

50
  

– außerdem sollen Dienstleistungen explizit „erschwinglich“ 
und „nachhaltig sein“

51
 

 

– Nichtdiskriminierungsgebot für alle geförderten Maßnah-
men

55
  

 

– „soziales Unternehmertum“
53

 
 

– Maßnahmen in der Grund- und Sekundarbildung schließen 
nun explizit „formale, nicht formale und informale Bildungs-
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– „Anpassung der Arbeitskräfte, Unternehmen und Unter-
nehmer an den Wandel“,

43
 u. a. durch „Förderung von 

praxisorientierten beruflichen Bildungs- oder Weiterbil-
dungseinrichtungen“

44
  

– „Modernisierung der Arbeitsmarkteinrichtungen“
43

  
– „Mobilitätsprogramme“, Unterstützung der „transnationa-

len Mobilität der Arbeitskräfte“
43

 
– „bessere Zusammenarbeit zwischen den Institutionen und 

den maßgeblichen Interessenträgern“  

Ziel Nr. 9 („Armutsziel“)
45

  
– „Aktive Inklusion“, u. a. durch verbesserte „Beschäfti-

gungsfähigkeit“ 
– Anti-Diskriminierung und „Chancengleichheit“ 

Ziel Nr. 10 („Bildungsziel“)
46

  

– „Verringerung und Verhütung des vorzeitigen Schulab-
bruchs“ 

– „Qualität und Effizienz von, und Zugang zu, Hochschulen 
und gleichwertigen Einrichtungen […]“ 

– gleicher Zugang zu „lebenslangem Lernen“, u. a. von Mig-
ranten 

– „Förderung flexibler Bildungswege [u. a.] durch Berufsbe-
ratung und die Bestätigung erworbener Kompetenzen“  

– „Stärkung“ der Systeme der allgemeinen, beruflichen und 
Weiterbildung sowie Steigerung ihrer „Arbeitsmarktrelevanz“ 

– „Erleichterung des Übergangs von der Bildung zur Be-
schäftigung“  

Ziel Nr. 11 (Systeme und öffentliche Verwaltung)
47

 
– „Aufbau der Kapazitäten aller Interessenträger“  

  aus den Bereichen „Bildung, lebenslanges Lernen, 

Weiterbildung sowie Beschäftigung und Sozialpolitik“ 

  „unter anderem durch sektorale und territoriale 

Bündnisse,  

  um Reformen auf den nationalen, regionalen und lo-

kalen Ebenen anzustoßen“ 

wege“ ein
52

  
– „Förderung flexibler Bildungswege“

73
  

– „auf örtlicher Ebene betriebene Strategien für lokale Ent-
wicklung“

54
  

 
neue Zielgruppen:  
– „von Armut betroffene Arbeitnehmer“, „Obdachlose“, „Kin-

der“
75

  
– „Sozioökonomische Eingliederung marginalisierter Bevölke-

rungsgruppen, wie etwa der Roma“
49

 
– „Randgruppen“

77
 

– Angehörige[ ] ethnischer Minderheiten“
78

 
  
neue Begrifflichkeiten: 
– „Förderung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für glei-

che Arbeit“ im Vergleich von Männern und Frauen
56

  
– „bessere Rechtsetzung und verantwortungsvolles Verwal-

tungshandeln“
57

  
– „NEETs“: Jgdl., die weder am Arbeitsmarkt noch an berufli-

cher/schulischer Ausbildung teilnehmen („young people not in 
education, employment or training“)

58
    

– „Asylsuchende[ ] und Flüchtlinge[ ]“
76

 
– „Auswirkungen […] sozialer Ungleichheit“

59
  

*Anmer-
kungen 

1. Es sind nur jene förderfähigen Tätigkeiten und Bereiche aufgeführt, die grundsätzlich (auch) für junge Menschen relevant waren 
2. Fett formatiert sind Fördermöglichkeiten, die – nicht zwangsläufig nur für Jugendliche – zugleich Prioritäten für die Verwendung der ESF-Mittel 
darstellten
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Tabelle A-5: Wandel des „Partnerschaftsprinzips“ zwischen 1989 und 2020 

 

Förder-

periode 

explizit aufgeführte „Partner“ Anwendungsbereiche* 

staatlich* nichtstaatlich* 

1989–
1993 

„auf nationaler, regionaler, 
lokaler oder sonstiger Ebene 
zuständige[ ] Behörden“

1
 

keine „Vorbereitung, Finanzierung, Begleitung und Bewertung 
der Aktionen“

2
 

1994–
1999 

„auf nationaler, regionaler, 
lokaler oder sonstiger Ebene 
zuständige[ ] Behörden und 
Einrichtungen“

3
  

neu hinzugefügt: 

– „Wirtschafts- und Sozialpartner“
3
 

– die in den Förderbereichen tätige Einrichtun-
gen

5
 

– die „für die Berufsbildung zuständigen Einrich-
tungen auf entsprechender Ebene“

6
 

Festlegung zuschussfähiger Ausgaben
7  

 

„Vorbereitung, Finanzierung und Begleitung sowie […] die 
Vorausbeurteilung und die Ex-post-Bewertung der Aktio-
nen“

8 
 

– Behörden und Einrichtungen, Wirtschafts- und Sozial-
partner

8 
 

 

Angaben über Einbindung bei der „Vorbereitung von Maß-
nahmen“ in den „Plänen“ über die ESF-Anwendung

9 
 

– Wirtschafts- und Sozialpartner, „für die Berufsbildung 
zuständige[ ] Einrichtungen“

9
 

2000–
2006 

– die „regionalen und loka-
len Behörden und [die] 
übrigen zuständigen öf-
fentlich-rechtlichen Be-
hörden“

11
 

 

neu hinzugefügt: 
– „einschließlich der für 

Umwelt und Gleichstel-
lung von Männern und 

 

– „Wirtschafts- und Sozialpartner“
14

   
– „die „sonstigen zuständigen Einrichtungen, die in 

diesem Rahmen relevant sind“
12

 
 

neu hinzugefügt: 
– „Regionalentwicklungsorgane“

15
  

– „Nichtregierungsorganisationen“
15

 
– „repräsentativste Partner auf nationaler, regiona-

ler, lokaler oder anderer Ebene“
16

  

„Vorbereitung, Finanzierung, Begleitung und Bewertung 
der Interventionen“

23
 

– die „relevanten Partner“
23 

   
 

Bewertung  
– einen „unabhängigen Bewertungssachverständigen“

20
 

 

Auswahl der Förderprioritäten
24

  
 

in Bezug auf die „Pläne“ über die Mittelverwendung: Kon-
sultation und Einholen von Stellungnahmen der „Partner“

25
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Förder-

periode 

explizit aufgeführte „Partner“ Anwendungsbereiche* 

staatlich* nichtstaatlich* 

Frauen zuständigen Be-
hörden“

13
  

– „Begleitausschuss“ für „[j]edes gemeinschaftli-
che Förderkonzept oder Einheitliche Programm-
planungsdokument und jedes operationelle Pro-
gramm“

4
 

 

– „Jedes Jahr konsultiert die Kommission die auf 
europäischer Ebene organisierten Sozialpartner 
zur Strukturpolitik der Gemeinschaft.“

18
  

 

– „die potentiellen Endbegünstigten“
19

   
– „Wirtschaftsverbände“

19
   

– „Einrichtungen für die Förderung der Gleichstel-
lung von Männern und Frauen“

19
  

– „die breite Öffentlichkeit“
19

  
– einen „unabhängigen Bewertungssachverstän-

digen“
20 

  

 

„Information und Publizität“ in Beug auf Pläne und Förder-
projekte

26
  

– Endbegünstigte, Wirtschaftsverbände, Wirtschafts- 
und Sozialpartner, Gleichstellungseinrichtungen, Nicht-
regierungsorganisationen

26 
 

 

Prüfung, Billigung und Bewertung von geplanten Maß-
nahmen, Prioritäten und Anpassungen:  
– „Begleitausschuss“

17
 

 

„Durchführung und Verwaltung“ von sog. „Globalzuschüs-
sen“, die „vorzugsweise zugunsten lokaler Entwicklungs-
initiativen“ eingesetzt werden

27
 

– inkl. „lokaler Behörden, Regionalentwicklungsorganen 
und Nichtregierungsorganisationen“

27
 

2007–
2013 

– die „zuständigen regiona-
len, lokalen, städtischen 
und anderen zuständigen 
Behörden“

28
  

– „insbesondere die Regio-
nen“

29
  

 

neu hinzugefügt: 
 

– städtische Behörden
28

  
 
 
 

jeweils die „repräsentativsten Partner“
30

 bzgl. der 
– „Wirtschafts- und Sozialpartner“

31
  

– „sonstigen Stellen, die in diesem Rahmen rele-
vant sind und die die Zivilgesellschaft, die Part-
ner des Umweltbereichs, Nichtregierungsorgani-
sationen sowie Einrichtungen zur Förderung der 
Gleichstellung von Männern und Frauen vertre-
ten“

32
   

 

– „Begleitausschuss“ für „jedes operationelle Pro-
gramm“ (OP) oder mehrere OP parallel

67
 

 

– Bewertungen durch „interne[ ] oder externe[ ] 

„Ausarbeitung, Durchführung, Begleitung und Bewertung 
der operationellen Programme“

37
  

– „alle relevanten Partner, insbesondere die Regionen“
37

 
 

„Vorbereitung, Durchführung und Begleitung der ESF-
Förderung“

38
  

– „zentrale Rolle“
 
und „angemessene Beteiligung der So-

zialpartner“ an allen geförderten Maßnahmen
39

 
–  „angemessene Konsultation und Beteiligung anderer 

Akteure auf der geeigneten Gebietsebene“
38

  
– „angemessene Beteiligung und […] Zugang der Nicht-

regierungsorganisationen zu den finanzierten Maß-
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Förder-

periode 

explizit aufgeführte „Partner“ Anwendungsbereiche* 

staatlich* nichtstaatlich* 

Experten oder Gremien“
35 

 
 

– „Die Kommission konsultiert die auf europäi-
scher Ebene organisierten Wirtschafts- und So-
zialpartner jedes Jahr zu den Interventionen der 
Fonds.“

33
   

 
neu hinzugefügt: 
– zwingende Einbindung nichtstaatlicher Akteure 

nun explizit „auch auf der […] regionalen und lo-
kalen Ebene“ und zwar von „allen relevanten ter-
ritorialen und sozioökonomischen Akteuren, ins-
besondere den Sozialpartnern, und anderen Be-
teiligten“

34
   

nahmen, insbesondere in den Bereichen soziale Ein-
gliederung, Gleichstellung von Frauen und Männern 
sowie Chancengleichheit.“

40
 

 

„einige oder sämtliche Tätigkeiten“ der Verwaltungs- oder 
Bescheinigungsbehörde

63 

– „jede Einrichtung oder Stelle des öffentlichen oder pri-
vaten Rechts“

63
 

 

Bewertungen (ex-ante, begleitend, ex-post)  
– „interne[ ] oder externe[ ] Experten oder Gremien

35
 

 

Prüfung, Billigung und Bewertung von geplanten Maß-
nahmen, Prioritäten und Anpassungen:  
– „Begleitausschuss“

68
   

 

Kapazitätsaufbau von „Partnern“: 
–  „Förderung von Partnerschaften, Bündnissen und Ini-

tiativen durch Vernetzung der relevanten Akteure, z. B. 
der Sozialpartner und der Nichtregierungsorganisatio-
nen, auf der transnationalen, nationalen, regionalen 
und lokalen [sic] Ebene, als Anstoß für Reformen hin-
sichtlich Beschäftigung und Einbeziehung aller in den 
Arbeitsmarkt.“

10
  

– „Im Rahmen des Ziels ‚Konvergenz‘ wird ein angemes-
sener Betrag der ESF-Mittel für den Kapazitätsaufbau, 
einschließlich Schulungs- und Vernetzungsmaßnah-
men und Stärkung des Sozialdialogs, sowie für ge-
meinsame Maßnahmen der Sozialpartner […] bereit-
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Förder-

periode 

explizit aufgeführte „Partner“ Anwendungsbereiche* 

staatlich* nichtstaatlich* 

gestellt.“
36

   
– nur unter Ziel „Konvergenz“: „[…] Förderung der be-

reichsübergreifenden Koordinierung und des Dialogs 
zwischen den betreffenden öffentlichen und privaten 
Einrichtungen;“

21
 

– nur unter Ziel „Konvergenz“: „Förderung des Aufbaus 
von Kapazitäten für die Durchführung von politischen 
Strategien und Programmen […] insbesondere durch 
ständige Management- und Personalfortbildung und 
gezielte Unterstützung der wichtigsten Dienste, der 
Aufsichtsbehörden und der sozioökonomischen Akteu-
re, einschließlich der Sozialpartner und der Partner im 
Umweltbereich, der betreffenden Nichtregierungsorga-
nisationen und der repräsentativen berufständischen 
Organisationen.“

22
 

2014–
2020 

 

 

Partnerschaft mit
43

  
– „zuständigen städtischen 

und anderen Behörden“ 
auf regionaler und lokaler 
Ebene 

 

 

Partnerschaft „zwischen allen relevanten territoria-
len und sozioökonomischen Akteuren“,

44
 d. h. mit:  

– „Wirtschafts- und Sozialpartnern“
43

   
– „relevanten Stellen, die die Zivilgesellschaft ver-

treten, unter anderem Partnern des Umweltbe-
reichs, Nichtregierungsorganisationen und Stel-
len für die Förderung von sozialer Inklusion, 
Gleichstellung der Geschlechter und Nichtdis-
kriminierung.“

43
   

 

– „Begleitausschuss“ für jedes Operationelle Pro-
gramm (OP) oder mehrere OP parallel,

46
 u. a. 

 

„Ausarbeitung der Partnerschaftsvereinbarungen und 
Fortschrittsberichte und während der gesamten Vorberei-
tung und Umsetzung der Programme, einschließlich durch 
die Teilnahme an den Begleitausschüssen für Program-
me“

58
    

– „Im Einklang mit dem Ansatz der Steuerung auf mehre-
ren Ebenen“

58 
Kooperation mit: 

– „zuständigen städtischen und anderen Behörden“
43

 
– „Wirtschafts- und Sozialpartnern“

43
   

– „relevanten Stellen, die die Zivilgesellschaft vertre-
ten“

43
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Förder-

periode 

explizit aufgeführte „Partner“ Anwendungsbereiche* 

staatlich* nichtstaatlich* 

Einbindung von Jugendorganisationen bzgl. der 
„Beschäftigungsinitiative für junge Menschen“

65
 

 

– „unabhängige Prüfstelle“ (nach öffentlichem oder 
privatem Recht)

45
  

 
 
 

neu hinzugefügt: 
 

– „Dachverbände auf lokaler und regionaler Ebe-
ne“

47
  

 

– Konsultation aller europäischer Vertretungen der 
„Partner“ durch die Kommission (mind. einmal 
jährlich), also nicht mehr auf Wirtschafts- und 
Sozialpartner begrenzt

51
 

– zudem Berichtspflichten der Kommission über 
die Ergebnisse gegenüber Rat und Europäi-
schem Parlament

51
   

 

– „Investoren aus dem Privatsektor“
48

  
– internationale Finanzinstitutionen, an denen ein 

Mitgliedstaat beteiligt ist oder solche, die unter 
Kontrolle einer Behörde öffentliche Ziele verfol-
gen

49
 

– „Finanzmittler“
50

 
 

sog. „Von der örtlichen Bevölkerung betriebene 
Maßnahmen zur lokalen Entwicklung“

52
   

– neu geschaffenes Instrument 

Beteiligung „an der strategischen Steuerung des ESF von 
der Formulierung von Prioritäten für operationelle Pro-
gramme bis zur Umsetzung und Auswertung der ESF-
Ergebnisse“

59
  

– Sozialpartner und nichtstaatliche Organisationen
59 

 
 

Konsultation, Beratung sowie Bewertung und Kontrolle 
des Operationellen Programms: 
– Begleitausschuss

66 
 

 

Benennung der Verwaltungs- & Bescheinigungsbehörden 
–Voraussetzung sind ein affirmativer Bericht und ein po-
sitives Gutachten durch eine „unabhängige Prüfstelle“ 
(nach öffentlichem oder privatem Recht)

45
  

 
Aufgaben der „Verwaltung-“ oder „Bescheinigungsbehör-
de“

64
 

– „jedwede Einrichtung des öffentlichen oder privaten 
Rechts“

64
 

 

Kapazitätsaufbau von „Partnern“ 
– „Aufbau der Kapazitäten aller Interessenträger“

60
 

– Steigerung der „Handlungskapazität der öffentlichen 
Verwaltung in partizipativen Angelegenheiten“

60
 

– „Die institutionellen Kapazitäten der Interessenträger, 
einschließlich Nichtregierungsorganisationen, die in 
den Bereichen Beschäftigung, Bildung, Weiterbildungs- 
und Sozialpolitik einschließlich der Anti-
Diskriminierungs-Politik tätig sind, sollte gestärkt wer-
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Förder-

periode 

explizit aufgeführte „Partner“ Anwendungsbereiche* 

staatlich* nichtstaatlich* 

– gesteuert durch „lokale Aktionsgruppen, die sich 
aus Vertretern lokaler öffentlicher und privater 
sozioökonomischer Interessen zusammenset-
zen“

53
   

– Pflicht zur „Einbindung der örtlichen Gemein-
schaft in die Entwicklung der Strategie“

54
 und 

zur Finanzierung von „Kooperationsmaßnahmen 
der lokalen Aktionsgruppe“

55
  

– „Aufbau von Kapazitäten der lokalen Akteure“ 
durch ESF-Mittel

56
  

den.“
61

  
– „Mobilisierung regionaler und lokaler Interessenträger“ 

zur Umsetzung der EU 2020-Strategie
62 

 
– „Territoriale Bündnisse, lokale Initiativen für Beschäfti-

gung und soziale Inklusion, nachhaltige und integrative 
auf örtlicher Ebene betriebene Entwicklungsstrategien 
in städtischen und ländlichen Gebieten sowie Strate-
gien für eine nachhaltige Stadtentwicklung können ge-
nutzt und gefördert werden, damit regionale und lokale 
Behörden, Städte, Sozialpartner und nichtstaatliche 
Organisation sich aktiver in die Vorbereitung und 
Durchführung der operationellen Programme einbrin-
gen können.“

62
   

 

Verwaltung und Durchführung von Finanzinstrumenten 
– „Finanzmittler“

50
  

– Europäische Investitionsbank
42

  
– „internationale Finanzinstitutionen, an denen ein Mit-

gliedstaat beteiligt ist“
57

 
– „in einem Mitgliedstaat eingerichtete Finanzinstitutio-

nen, die das Erreichen des öffentlichen Interesses un-
ter der Kontrolle einer Behörde zum Ziel haben“

57
 

– „Einrichtung des öffentlichen oder privaten Rechts“
57

  
 

Anpassung der Finanzinstrumente an private Investoren, 
indem diese 

– „nach dem Prinzip des geteilten Risikos in hohem Ma-
ße einbezogen werden“

41
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*Anmer-
kungen 

 

1. Das Partnerschaftsprinzip wurde mit der Strukturreform 1988 neu eingeführt und 1989 erstmals überhaupt angewandt. 
2. Aus den Verordnungen für die jeweiligen Förderperioden geht nicht eindeutig hervor, ob mit „Einrichtungen“ staatliche oder nichtstaatliche Organisati-

onen gemeint sind. In der englischsprachigen Originalfassung wird der Begriff „bodies“ für „Einrichtungen“ und „sonstige Stellen“ verwendet, der Be-
griff „authorities“ für „Behörden“ oder andere staatliche Institutionen.  

3. Einigen Anwendungsbereichen des Partnerschaftsprinzips – Ausarbeitung, Finanzierung, Durchführung, Bewertung etc. – sind keine „Partner“ zuge-
ordnet, da in den jeweiligen Quellen keine Konkretisierungen oder Einschränkungen vorgenommen werden.  

 

Quellen  

1
 2052/88/EWG, Art. 4 Abs. 1 Satz 2. 

2
 2052/88/EWG, Art. 4 Abs. 1 Satz 4 

3
 2081/93/EWG, Art. 4 Abs. 1 Satz 2 

4
 1260/1999/EG, Art. 35 

5
 2084/93/EWG, Art. 4 Abs. 2 

6
 2084/93/EWG, Art. 4 Abs. 3 Spiegelstrich 

2 
7
 2084/93/EWG, Präambel Unterabsatz 11 

8
 2081/93/EWG, Art. 4 Abs. 1 und 2 

9
 2084/93/EWG, Art. 4 Abs. 3, vgl. ebd. Art. 

4 Abs. 1 Unterabsatz 2 
10

 1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 1 lit. e  
11

 1260/1999/EG, Art. 8 Abs. 1 Unterabsatz 
1 Spiegelstrich 1 

12
 1260/1999/EG, Art. 8 Abs. 1 Unterabsatz 
1 Spiegelstrich 3 

13
 1260/1999/EG, Nr. 27 Präambel 

14
 1260/1999/EG, Art. 8 Abs. 1 Unterabsatz 
1 Spiegelstrich 2 

15
 1260/1999/EG, Art. 9 lit. I 

16
 1260/1999/EG, Art. 8 Abs. 1 Unterab-
satz 3 

 

17
 1260/1999/EG, Art. 16 Abs. 6 Unterab-
satz 1, Art. 34 Abs. 1 Unterabsatz 1 lit. c 
und Abs. 3, Art. 35 Abs. 3, Art. 36 Abs. 
1, Art. 37 Abs. 1 Unterabsatz 3, Art. 40 
Abs. 4, Art. 42 Abs. 2. 

18
 1260/1999/EG, Art. 8 Abs. 3 

 

19
 1260/1999/EG, Art. 46 Abs. 2 

 

20
 1260/1999/EG, Art. 42 Abs. 2 und Art. 43 Abs. 2 

 21
 1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 2 Unterabsatz 1 lit. b. 
Ziffer i  

 22
 1081/2006/EG, Art. 3 Abs. 2 Unterabsatz 1 lit. b. 
Ziffer ii 

23
 1260/1999/EG, Art. 8 Abs. 2 

24
 1784/1999/EG, Art 4 Abs. 1 Unterabsatz 2 

25
 1260/1999/EG, Art. 15 Abs. 2 

26
 1260/1999/EG, Art. 46 Abs. 1 und 2 

27
 1260/1999/EG, Art. 9 lit. i, Art. 27 

28
 1083/2006/EG, Art. 11. Abs. 1 Unterabsatz 1 lit. 

a 
29 

1083/2006/EG, Art. 11 Abs. 2 Unterabsatz 2 Satz 
2 
30

 1083/2006/EG, Art. 11 Abs. 1 Unterabsatz 2 
31

 1083/2006/EG, Art. 11. Abs. 1 Unterabsatz 1 lit. 
b 

32
 1083/2006/EG, Art. 11 Abs. 1 Unterabsatz 1 lit. c 

33
 1083/2006/EG, Art. 11 Abs. 3 

34 
1083/2006/EG, Präambel Nr. 14 

35
 1083/2006/EG, Art. 47 Abs. 3 Unterabsatz 2 

36
 1081/2006/EG, Art. 5 Abs. 3 Satz 2 

37
 1083/2006/EG, Art. 11 Abs. 2 Unterabsatz 2 

38
 1081/2006/EG, Art. 5 Abs. 2 

39
 1081/2006/EG, Präambel Nr. 14, Art. 5 Abs. 2 
und Abs. 3 Satz 1 

40
 1081/2006/EG, Art. 5 Abs. 4 

41
 1303/2013/EU, Präambel Nr. 36 

42
 1303/2013/EU, Art. 38 Abs. 4 lit. b 

48
 1303/2013/EU, Präambel Nr. 36, Art. 37 Abs. 4 

 

49
 1303/2013/EU, Art. 38 Abs. 4 Unterabsatz 1 lit. b 
Ziffer ii 

50
 1303/2013/EU, Art. 38 Abs. 5 

51
 1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 6 

 

52
 1303/2013/EU, Art 32 bis 35 

53 
1303/2013/EU, Art. 32 Abs. 2 lit. b 

54 
1303/2013/EU, Präambel Nr. 31, Art. 33 Abs. 1 lit. 

d 
55

 1303/2013/EU, Art. 35 Abs. 1 lit. c 
56

 1303/2013/EU, Art. 32 Abs. 3 bis 5, Art. 34 Abs. 3 
lit. a 

57 
1303/2013/EU, Art. 38 Abs. 4 lit. b und c 

58
 1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 2 

59
 1304/2013/EU, Präambel Nr. 17 Satz 2 

60
 1304/2013/EU, Art. 3 Abs. 1 lit. d, Art. 6 Abs. 2, Art. 

10 Abs. 4 
61

 1304/2013/EU, Präambel Nr. 8 
62

 1304/2013/EU, Präambel Nr. 23 
63

 1083/2006, Art. 42, Art. 59 Abs. 1 bis 3 i.V.m. Art. 2 
Nr. 6 

64
 1303/2013/EU, Präambel Nr. 106, Nr. 107, Art. 2 
Nr. 18, Art. 123 Abs. 1, 6 und 7, Art. 125 

65
 1304/2013/EU, Präambel Nr. 12 

66
 1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 2, Art. 49, Art. 56 Abs. 
4, Art. 110 Abs. 1; 1304/2013/EU, Art. 19 Abs. 2 

67
 1083/2006/EG, Art. 63  

68
 1081/2006/EG, Art. 7; 1083/2006/EG, Art. 2 Nr. 3, 
Art. 48 Abs. 2, Art. 49 Abs. 2, Art. 56 Abs. 3 Unter-
absatz 1, Art. 60 lit. h und i, Art. 65, Art. 66 Abs.1 
und 2, Art. 68 Abs. 2   
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Tabelle A-6: Auswahl der „Partner“ zur Umsetzung des Partnerschaftsprinzips, 1988 bis 2020 

 

Förder-
periode 

Verfahren und Kriterien zur Auswahl der Partner* 

1989–
1993 

– die von einem Mitgliedstaat „bezeichneten“ Behörden
1
 

1994–
1999 

– Behörden und Einrichtungen: werden von einem Mitgliedstaat benannt
2
 

– Wirtschafts- und Sozialpartner: „nach Maßgabe der institutionellen Regeln, und der Praxis des Mitgliedstaats“
2
 

2000–
2006 

– „Behörden und Stellen, die der Mitgliedstaat im Rahmen seiner einzelstaatlichen Regelungen und seiner einschlägigen Praxis 
benennt“

3
 

– „Bei der Bestimmung der repräsentativsten Partner auf nationaler, regionaler , lokaler oder anderer Ebene sorgt der Mitgliedstaat 
entsprechend den einzelstaatlichen Regelungen und seiner Praxis für eine weitgehende und effiziente Beteiligung aller relevanten 
Stellen“

4
 

 

„Begleitausschuss“:  

– „von dem Mitgliedstaat im Einvernehmen mit der benannten Verwaltungsbehörde und nach Anhörung der Partner eingesetzt“
14

 

2007–
2013 

„Jeder Mitgliedstaat bestimmt im Rahmen seiner nationalen Regelungen und Gepflogenheiten die repräsentativsten Partner auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene (…)“

5 

 

„Begleitausschuss“: 

– Mitgliedstaat „entscheidet […] im Einvernehmen mit der Verwaltungsbehörde“ über die Mitglieder
15

  

2014–
2020 

– „die von ihnen [Mitgliedstaaten] zu diesem Zweck benannten Stellen“
6
 

– Partnerschaft wird von „Mitgliedstaat gemäß seinem institutionellen und rechtlichen Rahmen [organisiert]“
7
 

– „Die Mitgliedstaaten sollten bestimmen, welche relevanten Partner am repräsentativsten sind. Hierzu sollten die Einrichtungen, 
Organisationen und Gruppen zählen, die in der Lage sind, Einfluss auf die Vorbereitung der Programme auszuüben bzw. von deren 
Vorbereitung und Durchführung betroffen sein könnten. In diesem Zusammenhang sollte es den Mitgliedstaaten auch möglich sein, 
gegebenenfalls als relevante Partner Dachorganisationen auszumachen, die Vereinigungen, Verbände oder Bündnisse einschlägiger 
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regionaler, lokaler und städtischer Behörden oder sonstiger Stellen entsprechend den geltenden nationalen Vorschriften und Verfahren 
sind.“

8
 

 

gemäß eines „Europäischen Verhaltenskodex für Partnerschaften“:
9
 

– dieser wird von der Kommission in einem delegierten Rechtsakt erlassen
9 
 

– „unter vollständiger Beachtung der Grundsätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit“
10

 
     der Verhaltenskodex enthält u. a.

11
 
 

– „die wichtigsten Grundsätze für transparente Verfahren, die bei der Ermittlung der relevanten Partner, einschließlich gegebenenfalls 
ihrer Dachorganisationen, einzuhalten sind, um für die Mitgliedstaaten die Benennung der repräsentativsten relevanten Partner 
gemäß ihrem institutionellen und rechtlichen Rahmen zu erleichtern;“

12 

– Bestimmungen zur Auswahl der Partner für die Beteiligung an den „Partnerschaftsvereinbarungen“
13

 
 

 „Begleitausschuss“ 
– „Die Mitgliedstaaten entscheiden über die Zusammensetzung“

16
  

–  vorausgesetzt, die „zuständigen einzelstaatlichen Behörden und zwischengeschalteten Stellen“, die Wirtschafts- und Sozialpartner 
und die „relevanten“ Vertreter der Zivilgesellschaft werden Mitglieder

17
  

– „Vertreter der Partner werden von den jeweiligen Partnern in transparenten Verfahren ausgewählt“
16

  
 

„lokale Aktionsgruppen“ 
– „Vertreter[ ] lokaler öffentlicher und privater sozioökonomischer Interessen“

18
 

– „dabei sind auf der Ebene der Beschlussfassung weder Behörden im Sinne der nationalen Vorschriften noch eine einzelne Interessen-
gruppe mit mehr als 49 % der Stimmrechte vertreten“

18
 

 

„Finanzmittler“ 
– Auswahl durch Verwaltungsbehörde, Europäische Investitionsbank, „internationale Finanzinstitutionen“ oder „eine Einrichtung des öf-

fentlichen oder des privaten Rechts“
19

 
– „auf Grundlage von offenen, transparenten, angemessenen und nicht diskriminierenden Verfahren ausgewählt;“

20
  

– „dabei werden Interessenkonflikte vermieden“
20

 

*Anmer-
kungen 

Das Partnerschaftsprinzip wurde mit der Strukturreform 1988 neu eingeführt und 1989 erstmals überhaupt angewandt. 
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Quellen 
 

1 2052/88/EWG, Art. 4 Abs. 1 Satz 2 
2 2081/93/EWG, Art. 4 Abs. 1 Satz 2 
3 1260/1999/EG, Art. 8 Abs. 1 Unterabsatz 1 
4 1260/1999/EG, Art. 8 Abs. 1 Unterabsatz 3 
5 1083/2006/EG, Art. 11 Abs. 1 
6 1303/2013/EU, Art. 4 Abs. 4 
7 1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 1 
8 1303/2013/EU, Nr. 11 Präambel Sätze 3 und 4 

 

9 1303/2013/EU, Präambel Nr. 11 Sätze 5 und 7, Art. 5 
Abs. 3  

10 1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 3 Unterabsatz 1 
11 1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 3 Unterabsatz 1 lit. a bis g 
12 1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 3 Unterabsatz 1 lit. a  
13 1303/2013/EU, Art. 5 Abs. 3 Unterabsatz 1 lit. b 
14 1260/1999/EG, Präambel Nr. 48, Art. 35 Abs. 1 Un-

terabsatz 2 

15 1083/2016/EG, Art. 64 Abs. 1 Satz 2 
16 1303/2013/EU, Art. 48 Abs. 1 Unterabsatz 1 
17 1303/2013/EU, Art. 48 Abs. 1 Unterabsatz 1 

i.V.m. ebd., Art. 5 Abs. 1 
18 1303/2013/EU, Art. 32 Abs. Unterabsatz 1 lit. b 
19 1303/2013/EU, Art. 38 Abs. 5 Satz 1  
20 1303/2013/EU, Art. 38 Abs. 5 Satz 2 
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Das Working Paper entstand im Kontext des Projekts „Europäisierungseffekte in der 

Übergangsgestaltung“. Fokussiert auf die Förderungsmöglichkeiten für Jugendliche 

gibt das Papier einen Überblick über inhaltliche und administrative Vorgaben in Be-

zug auf förderungsfähige Tätigkeiten und Bereiche in den Förderperioden des Euro-

päischen Sozialfonds von 1958 bis 2020, analysiert den Wandel von Zielen und 

Vorgaben und liefert somit die Grundlagen für eine Einordnung der zahlreichen vom 

Europäischen Sozialfonds geförderten Projekte im Bereich des Übergangs von Ju-

gendlichen in den Beruf. 
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